
UNABHÄNGIGE WOCHENZE ITUNG FÜR DEUTSCHLAND C5524 - PVST. Gebühr bezahlt

Die Preußische Allgemeine Zeitung
ist 60 Jahre geworden. So wie sich
ein Mensch in der Regel nach Voll-
endung des 60. Lebensjahres zu
einer reifen Persönlichkeit mit si-
cherem Beurteilungsvermögen ent-
wickelt hat, so hat sich die
Preußische Allgemeine Zei-
tung/Das Ostpreußenblatt (PAZ) in
60 Jahren zu einer geschätzten, un-
abhängigen Wochenzeitung ent-
wickelt, die Woche für Woche zu
den aktuellen politischen, sozialen
und kulturellen Fragen Stellung be-
zieht.

Die klassischen Aufgaben einer
unabhängigen Zeitung im demo-
kratischen Gemeinwesen werden
auch von der PAZ wahrgenommen.

Es sind:
• Nachrichten vermitteln (Infor-

mationen bieten),
• durch Kommentare zum politi-

schen Geschehen zur Meinungs-
bildung beitragen,

• Kritik und Kontrolle (Miss-
stände und Fehlentwicklungen in
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
aufzeigen und deren Beseitigung
fordern),

• den Lesern ein Unterhaltungs-
angebot bieten.

Die PAZ erschien bis einschließ-
lich 2003 unter dem Titel Das Ost-
preußenblatt. Die Zeitung ist seit
1950 am Markt, sie war in den er-
sten 20 Jahren nur Verbandsorgan
der Landsmannschaft Ostpreußen.
Seit 1967 erheben Herausgeberin
und Redaktion den Anspruch, mit
dem Ostpreußenblatt eine unab-
hängige Wochenzeitung zu produ-
zieren. Gleichwohl blieben
Ostpreußen, die Ostpreußen und
alle Fragen, die sich aus Flucht,

Vertreibung der Ostdeutschen aus
den preußischen Ostprovinzen des
früheren Deutschen Reiches erga-
ben, Schwerpunkt der Berichter-
stattung.

Weil die bezahlte Auflage der
Zeitung in den letzten 20 Jahren
stark rückläufig war, sah sich die
Herausgeberin schon allein aus
wirtschaftlichen Erwägungen ge-
zwungen, neue Leser zu gewinnen.
Da lag es nah, die preußische The-
matik mehr in den Vordergrund zu

rücken und dies auch mit einer Än-
derung des Zeitungstitels nach
außen deutlich zu machen. Heraus-
geberin und Redaktion sind über-

zeugt, dass eine Rückbesinnung auf
preußische Tugenden erforderlich
ist, um Deutschlands Zukunft in

einer globalisierten und vernetzten
Welt erfolgreich zu bewältigen.

Neben den oben angeführten in-
haltlichen Themenfeldern er-

streckt sich die Berichterstattung
der Zeitung auch auf bedeutsame
Randthemen, die leider von den

Massenmedien ausgeblendet wer-
den.

Die Entwicklungsgeschichte der
PAZ, aber auch verantwortungs-
wie gesinnungsethische Gründe ge-
bieten es, die geschichtlichen, geist-
lichen und kulturellen Ge-
meinsamkeiten der Deutschen Na-
tion auch für die Deutschen jen-
seits der heutigen Ostgrenze der
Bundesrepublik zu bewahren und
lebendig zu halten. Mithilfe unse-
rer Wochenzeitung PAZ wollen wir

die Geschichts-, Sprach- und Kul-
turgemeinschaft mit unseren dort
lebenden Landsleuten stärken.

Der Geschichtsverfälschung und
der Geschichtslosigkeit wird die
PAZ entgegenwirken, wie sie das
auch bisher getan hat. Dabei ist der
Redaktion das Prinzip der Wahrheit
Leitlinie. Dies ist von existenzieller
Bedeutung für die Zeitung, da der
Eindruck gewonnen werden könnte,
dass in weiten Teilen der Republik
die Lüge zum System erkoren
wurde. Die über 700-jährige Ge-
schichte und Kultur des deutschen
Ostens (gemeint sind die Ostpro-
vinzen des früheren Deutschen Rei-
ches Ost- und Westpreußen,
Hinterpommern und Schlesien) ist
Bestandteil des Erbes der ganzen

Deutschen Nation. Dies festzuhalten
und immer wieder festzustellen ist
ein Gebot der historischen Wahr-
haftigkeit und verpflichtende Dau-
eraufgabe der Herausgeberin und
Redaktion. Wer, wenn nicht wir,
wird sich der Aufgabe stellen, die-
ses unendlich wichtige und große
Kulturerbe lebendig zu halten?

Darüber hinaus will die PAZ alle
schicksalhaften Themen des demo-
kratischen Gemeinwesens Deutsch-
land aufgreifen, die von der
politischen Klasse und den Medien
mehr oder weniger tabuisiert wer-
den. Diese schränken die grundge-
setzlich garantierte Meinungs-
freiheit zugunsten der so genann-
ten politischen Korrektheit ein bei
den Themen: Ausländerkriminali-
tät, Islamisierung, Reparationszah-
lungen Deutschlands, über-
bordende Staatsverschuldung und
anderes mehr. Dem stellt sich die
PAZ mutig entgegen und das be-
reits seit 60 Jahren.

Das Ostpreußenblatt

60 Jahre

Über Tabuthemen berichten
Wilhelm v. Gottberg, Sprecher der Landsmannschaft Ostpreußen, der Herausgeberin dieser Zeitung, über deren Leitlinien

In kritischheen  ZZeeiitteenn  vvoonn  PPrreeuußßeennss  RReeffoorrmmeerrnn  lleerrnneenn::  GGeenneerraall  GGeerrhhaarrdd  vvoonn  SScchhaarrnnhhoorrsstt,,  MMiinniisstteerr  FFrreeiihheerrrr  KKaarrll  AAuugguusstt  vvoonn  HHaarrddeenn--
berg und Sttaaaattssmmiinniisstteerr  RReeiicchhssffrreeiihheerrrr  KKaarrll  vvoomm  uunndd  zzuumm  SStteeiinn  bblleeiibbeenn  VVoorrbbiillddeerr  ffüürr  ddiiee  ddeeuuttsscchhee  PPoolliittiikk.. Bild: akg

Eine Zeitung, die sich allen Schablonen entzieht
Die preußische Idee bildet die Identität und den »Markenkern« der PAZ und – soweit ein Medium das haben kann – ihre Seele 

Wo steht die Preußische All-
gemeine heute in der
deutschen Medienland-

schaft? Am einfachsten wäre die
Einordnung des Blattes als „Vertrie-
benenzeitung“. Es ist ja eine Tatsa-
che, dass die Preußische
Allgemeine aus dem Ostpreußen-
blatt hervorgegangen ist und bis
heute ein recht großer Anteil ihrer
Leser nach Herkunft oder sogar
noch nach Geburt Ostpreußen sind. 

Aus dieser Sicht, das wäre anzu-
merken, steht die Preußische Allge-
meine ziemlich alleine da: Nur sehr
wenige Periodika mit ost- und sude-
tendeutschem Bezug erscheinen
noch wöchentlich, unseres Wissens
sind es nur ganze zwei. Doch diese
sind nach Auflage und publizisti-

schem Anspruch nicht vergleichbar
mit der Preußischen Allgemeinen.
Das selbe gilt noch mehr für die an-
deren Zeitungen und Zeitschriften
aus diesem Bereich, die weniger oft
erscheinen. 

Eine andere mögliche Einord-
nung wäre es, die Preußische Allge-
meine als „nationales“ oder
„demokratisch-rechtes“ Blatt zu
qualifizieren. Doch auch das wäre
zumindest unvollständig. Zusam-
men mit ihrer Herausgeberin be-
kennt sich die PAZ zu einem
vernünftigen deutschen Patriotis-
mus. Nationalbewusstsein und Va-
terlandsliebe sind für sie (im
Unterschied zum Nationalismus!)
positive Begriffe. Insofern ist die
PAZ auch irgendwie „rechts“, je-

denfalls in der Definition der politi-
schen „Gesäßgeographie“ der Ge-
genwart. Doch viel mehr noch als
„patriotisch“ und „demokratisch-
rechts“ ist diese Zeitung natürlich
preußisch. Die preußische Idee aber
ist zwar bestens kompatibel mit
deutschem Patriotismus, aber sie ist
ihrem Wesen nach eben keine na-
tionale Idee, sondern eine Staats-
idee. In welchem Maße, das sollen
zwei Überlegungen verdeutlichen. 

Zum einen hat Preußen seinen
Namen nach einem untergegange-
nen baltischen Volksstamm, den
Prußen. Es war im Grunde eine hi-
storische Zufälligkeit, dass das Wort
„Preußen“ zum Namen des bran-
denburg-preußischen Gesamtstaates
wurde. Damit war das keineswegs

nur „deutsche“ Selbstverständnis
dieses Staates schon markiert: Ein
Nationalstaat hätte sich zu allerletzt
nach einem Nachbarvolk benannt. 

Zum anderen ist die preußische
Idee auf andere Völker übertragbar,
sogar auf außereuropäische. Diese
Zeitung hat unlängst darüber be-
richtet, wie eine preußisch-deutsche
Kolonialpolitik in Ostafrika arabi-
schen Sklavenjägern das Handwerk
gelegt hat. Dadurch gewann sie die
tiefe Loyalität der schwarzafrikani-
schen Bevölkerung, die im Ersten
Weltkrieg − wohl einmalig in der eu-
ropäischen Kolonialgeschichte −
dafür kämpfte, ihre bisherige Kolo-
nialmacht behalten zu dürfen. 

Die Episode ist im doppelten
Sinne preußisch: Es war preußisch

seitens der Deutschen, nach dem
Prinzip „Üb immer Treu und Red-
lichkeit!“ die unmenschliche Skla-
venfängerei in Tanganjika
abzuschaffen. Das geschah ohne viel
Tamtam und war ganz anders moti-
viert als heutiges gesinnungsethi-
sches Gutmenschentum. Nicht
weniger preußisch war aber die
Loyalität, der Gemeinsinn und auch
die Opferbereitschaft, mit der die
Massai ab 1915 zusammen mit
einem winzigen deutschen Expedi-
tionscorps ihr Land gegen eine bri-
tische Übermacht verteidigten. Kurz
und gut: Preußen ist im Kern wirk-
lich keine deutschnationale Sache,
weswegen übrigens auch die deut-
schen „Kämpfer gegen Rechts“, die
diese Zeitung natürlich seit langem

im Visier haben, bisher keinen An-
satzpunkt gegen die Preußische All-
gemeine gefunden haben.

Am allerwenigsten ist die PAZ,
trotz solide-schwarzer Zahlen, ein
kommerzielles Projekt. Das schließt
schon die Gemeinnützigkeit der
Herausgeberin au.

Bleibt als Fazit, dass sich diese
Zeitung – zur Freude ihrer Leser,
aber auch aller anderen, die sich
eine bunte Medienlandschaft wün-
schen – den üblichen Schablonen
entzieht und einfach erfrischend an-
ders ist. Diese Preußische Allge-
meine hat mit ihren Lesern, die
durchaus eine Gemeinschaft bilden,
Profil, Identität und − soweit ein
Medium das haben kann − eine
Seele. Konrad Badenheuer
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Rückbesinnung auf preußische Tugenden ist 
gerade in einer globalisierten Welt notwendig
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12. Januar 1945: Das Inferno bricht los.
Die Rote Armee überrennt die vom Krieg
zermürbte Front im Osten Deutschlands.
Schon Monate zuvor hatten die grausigen
Bilder des vorübergehend zurückerober-
ten Nemmersdorf eine Ahnung von der
bevorstehenden Hölle gegeben. Flucht
unter Bomben- und Granatenhagel, über
Land, über See, entsetzliche Übergriffe der
Eroberer – Bilder, welche die meisten Ver-
triebenen nie vergessen werden.

Bis 1948 wurden
auch die meisten
der zurückgeblie-
benen oder zu-
r ü ck g e ke h r t e n
Ostdeutschen ver-
jagt. Wie für die
zuvor bereits Ver-
triebenen beginnt
ein mühsamer
Neuanfang in La-
gern und Baracken.

3. Oktober 1948: Die Landsmannschaft
Ostpreußen wird gegründet. Aus vielen
bereits gegründeten regionalen Zusam-
menschlüssen bilden die vertriebenen
Ostpreußen einen gemeinsamen Dachver-
band.

23. Mai 1949: Der Parlamentarische Rat
beschließt das Grundgesetz, die „Bundes-
republik Deutschland“ ist gegründet. Im
Herbst wird Konrad Adenauer (CDU) er-
ster Bundeskanzler.

7. Oktober 1949: Auf dem Ge-
biet der Sowjetzone wird die
„Deutsche Demokratische Re-
publik“ aus der Taufe gehoben.
Ihr starker Mann bleibt bis 1971
Walther Ulbricht (SED)

März 1950: Eine „Probenum-
mer“ des Ostpreußenblattes er-
scheint, am 5. April erscheint
Das Ostpreußenblatt (OB) Nr. 1,

zunächst zweimal, dann dreimal im
Monat.

25. Juni 1950: Mit dem Einmarsch kom-
munistischer nordkoreanischer Truppen
in den westlich orientierten Süden Koreas
beginnt der Koreakrieg. Weltkriegsangst
breitet sich aus. Das OB sieht jedoch kei-
nen Grund zur Panik: „In Moskau ist man
… sehr real und vorsichtig in der Beurtei-
lung der wirklichen Machtverhältnisse.“
Dass die UdSSR Koreas wegen einen glo-
balen Krieg anzettelte, sei äußerst un-

wahrscheinlich.

20. August 1952: Der SPD-
Vorsitzende Kurt Schumacher
ist tot. Schumacher, KZ-Opfer,
entschiedener Gegner Ade-
nauers und glühender Patriot,
hatte die Anerkennung der
Oder-Neiße-Linie für immer
ausgeschlossen. Das OB hoffte
damals, dass „auch der neue

Parteivorsitzende der SPD Schumachers
Grundsätze bewahren wird“.

17. Juni 1953: Ein Volksaufstand in Ost-
Berlin, der ganzen DDR wird blutig nie-
dergeschlagen. Sichtlich erschüttert von
den Ereignissen kommentiert das OB:
„Dieses Blut brennt wie Feuer. Es ist Blut
vergossen worden für ein Deutschland,
wie wir es uns ersehnen, es ist Blut ver-
gossen worden für uns und unsere Heimat.
Denn der Weg nach Hause geht über Ber-
lin.“

6. September 1953: Die
CDU/CSU gewinnt mit
über 45 Prozent die
zweite Bundestagswahl.
Der bestätigte Bundes-
kanzler Adenauer wird
im OB zitiert: „Unser Ziel
ist die Befreiung unserer
18 Millionen Brüder und
Schwestern in den Ostgebieten.“ Bis jetzt

habe man immer wieder von der Wieder-
vereinigung gesprochen, „wir sollten lieber
sagen Befreiung, denn sie leben in Ost-
deutschland in Sklaverei und Knecht-
schaft.“ 18 Millionen Einwohner zählte
seinerzeit die DDR inklusive Ost-Berlin.

1. Oktober 1953: Der „Deutschlandver-
trag“ ist ratifiziert, die Bundeswehr wird
aufgestellt. Damit erhält der westdeutsche
Teilstaat weitgehende Souveränität.
Gleichzeitig wird die Bundesrepublik
Nato-Mitglied. Das OB titelt: „Wir sind
wieder mündig.“

14. Mai 1955: Die Staaten des Ostblocks
gründen unter Beteiligung der DDR den
Warschauer Pakt (offiziell Warschauer Ver-
trag). Gleichzeitig macht Moskau Vor-
schläge für eine Viermächte-Übereinkunft
hinsichtlich Deutschlands. Das OB wittert
darin ein Finte und spricht von der „äu-
ßerst raffinierten Stimmungsmache und
Manövrierfähigkeit der Sowjets“.Fo
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Allen Skeptikern zum Trotz
Ruth Geede, die von Anfang an bei dieser Zeitung mitgearbeitet hat, lässt 60 Jahre Ostpreußenblatt Revue passieren

Ein Jubiläum ist mehr als ein Besin-
nen auf das Erreichte, Dankbarkeit
für das trotz mancher Widerstände
erhalten Gebliebene und die Ver-
pflichtung für ihr Bewahren in einer
noch ungewissen Zukunft. Man
sieht erst beim Abschreiten der zu-
rücklegten Strecke, wie lang der
Weg ist und welche Schwierigkeiten
zu meistern waren. 

Unsere alten, treuen Bezieher, die
seit der ersten Stunde dabei sind,
haben das Ostpreußenblatt bezie-
hungsweise die Preußische Allge-
meine Zeitung in den vergangenen
60 Jahren auf ihrem langen Weg be-
gleitet. Für unsere neuen Leser wird
es interessant sein, dass diese Wo-
chenzeitung auf eine 60-jährige Ge-
schichte zurückblicken kann, wie
sie nicht viele deutsche Presseor-
gane vorweisen können. Das liegt an
dem guten Fundament, auf dem sie
einst gegründet wurde, und das
heißt „Ostpreußen“. Und als Ost-
preußenblatt erschien sie am 5.
April 1950 in dem damals noch
dünn besetzten Pressespiegel der
erst kurz zuvor gegründeten Bun-
desrepublik Deutschland, ein Titel,
den sie noch heute unter dem Man-
tel der PAZ trägt.

Wenn man rückblickend sagen
würde, sie füllte damals eine klaf-
fende Lücke aus, dann wäre das
nicht richtig. Das Gegenteil war der
Fall: Sie wuchs aus einem tiefen
Krater der Unwissenheit über das
Schicksal von Millionen Flüchtlin-
gen und Vertriebenen. Durch ein
striktes Verbot unterbanden die Be-
satzungsmächte bis zum Jahr 1947
jegliche Vereinigung von Deutschen,
die im Osten ihre Heimat verloren
hatten. Die Geburtsstunde der
Landsmannschaft Ostpreußen
schlug am 3. Oktober 1948 in der
Hamburger Elbschlossbrauerei, am
8. März 1950 erfolgte die Eintragung
in das Vereinsregister des Amtsge-
richts Hamburg. Es erwies sich als
notwendig, der Landsmannschaft
ein Verbandsor-
gan in die Hand
zu geben, das zu-
gleich Organisati-
onshilfe wie
Plattform für die
Z u sa m m e n f i n -
dung der Vertrie-
benen war. Es hatte schon vorher
einige Publikationen gegeben, aber
unliebsame Umstände, die sogar zu
gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen führten, zwangen dazu, eine
neue Zeitung als einziges Verbands-
organ herauszubringen. Allerdings
gab es auch Skeptiker, die einer Ver-
triebenenzeitung kein langes Leben
voraussagten. Aber bereits im März
1950 erschien eine Probenummer
mit dem Titel Das Ostpreußenblatt
und dem Wappen mit der Elch-
schaufel –  Schriftzug und Emblem
sind bis heute geblieben! In jener

Testausgabe gibt der Sprecher der
Landsmannschaft Ostpreußen, Dr.
Ottomar Schreiber, der Hoffnung
Ausdruck, „dass das Ostpreußen-
blatt uns auf einen Weg begleiten
wird, der gekennzeichnet ist durch
ein immer engeres Zusammenrük-
ken der Glieder unserer ostpreußi-
schen Schicksalsgemeinschaft und
durch eine nachhaltige Besserung
der Lage der Heimatvertriebenen in
Westdeutschland“.
Die Probenum-
mer zeigte erste
Beiträge zu diesen
Themen wie
einen Bildbericht
aus dem Lager
Friedland, wo der
erste Zug aus den
polnisch besetz-
ten Ostgebieten
eingetroffen war –
allerdings aus
Schlesien, nicht,
wie erhofft, aus
Ostpreußen –, In-
formationen über
neue Gesetze, Be-
richte aus der Ar-
beit der Lands-
mannschaft und
der örtlichen Zu-
sammenschlüsse,
aber auch kultu-
relle Beiträge von
ostpreußischen
Autoren und den
Bericht einer Kö-
nigsbergerin, die
als Speicherarbeiterin unter den
Russen geschuftet hatte und somit
authentische Informationen über
diese ersten Nachkriegsjahre in der
besetzten Stadt vermitteln konnte.
Der nächste Teil ihrer Erlebnisse
sollte dann in der ersten offiziellen
Ausgabe der Zeitung erfolgen, eine
Fortsetzungsgeschichte also – viel-
leicht trug dies dazu bei, dass die
Nr. 1 dann nicht im geplanten Um-
fang von 32, sondern mit 48 Seiten
erschien. Der 5. April 1950 wurde

dann zur offiziel-
len Geburtsstunde
des Ostpreußen-
blattes. 

Die Erstausgabe
hielt, was die Pro-
benummer ver-
sprochen hatte: Sie

zeigte sich als Spiegel und Sprach-
rohr der Schicksalsgemeinschaft
der vertriebenen Ostpreußen und
als Bewahrer der Geschichte und
Kultur der Heimat mit Beträgen be-
kannter Schriftsteller und Histori-
ker. Als einziges Organ der
Landsmannschaft informierte das
Ostpreußenblatt seine Leser über
die bisher geleistete Arbeit und die
aktuellen Probleme der Flüchtlinge.
Es erwies sich aber auch schon als
Sammelbecken der Suchwünsche,
denn die meisten Familien mussten
Vermisste und Verschleppte bekla-

gen. Und so begann das große Su-
chen unter dem Titel: Vermisst, ver-
schleppt, gefallen! 

Keiner kann sich heute die orga-
nisatorischen und räumlichen
Schwierigkeiten vorstellen, unter
denen die Realisierung überhaupt
ermöglicht wurde. Geschäftsstelle
wie Redaktion und Vertrieb waren
in den Wohnräumen der Verant-
wortlichen untergebracht. In der

Einzimmerwohnung des Geschäfts-
führers der Landsmannschaft, Wer-
ner Guillaume, waren bis zu acht
Mitarbeiter tätig, was auch bei sei-
ner sonst so ruhigen Ehefrau Mag-
dalena – kurz „die Landesmutter“
genannt – die Nerven blank legte.
Der Vertrieb der Zeitung befand
sich ebenfalls in der Privatwohnung
des zuständigen Leiters C. E. Gut-
zeit, einschließlich des Kellers, aber
nicht mehr lange. Kurz bevor die Nr.
1 erschien, war die Landsmann-
schaft in eine Holzbaracke gezogen,
die mitten in einer Trümmerland-
schaft unweit der Außenalster am
Berliner Tor lag. Eine schadhafte
Bretterbude, aber die dort einzogen,
hatten ja auf der Flucht oder in Ge-
fangenschaft noch ganz andere Un-
terkünfte erlebt. So gut es ging,
versuchte man die Räume bewohn-
bar zu machen, was in diesem Fall
„betriebsfähig“ bedeutete. Aber die
Arbeitsbedingungen blieben hart:
Im Sommer knallte die Sonne un-
barmherzig auf das Wellblechdach,
im Winter verwandelte der Frost die
Baracke in eine Eishölle. Zwar bul-
lerten in den Kanonenöfen die von
den Mitarbeitern mitgebrachten Bri-
ketts und Holzscheite, aber sie lie-
ßen nur kurze Zeit die Öfen glühen.
Durch die klapprigen Fenster zog es
wie die Pest. In den engen Räumen
konnte man sich kaum bewegen,

weil alles mit Tischen und Stühlen
voll gestellt war, auf denen Papier-
stapel und Bücherberge lagen, denn
inzwischen war auch die Redaktion
eingezogen. Die hatte sich bis dahin
in der Privatwohnung des ersten
Chefredakteurs des Ostpreußen-
blattes, Martin Kakies, befunden,
der sich für das Ostpreußenblatt als
Glückfall erwies. Denn er war nicht
nur als ehemaliger Chefredakteur

des „Memeler Dampfboot“ ein ver-
sierter Zeitungsmacher, sondern
auch ein großartiger Schriftsteller.
Weit bekannt war er durch seine
Elchgeschichten geworden, das
„Buch vom Elch“ mit einzigartigen
Aufnahmen wie die von dem in der
Brandung der See tobenden Elch
wurde zum Bestseller. Sein Name
erschien allerdings nicht im Impres-
sum, das suchte man vergebens, al-
lein die Vertriebsanschrift war
angegeben. Das Ostpreußenblatt
war eben als Organ der Lands-
mannschaft als kleinformatiges Mit-
teilungsblatt konzipiert, das zu
einem Bezieherpreis von 0,61 D-
Mark zweimal im Monat erschien.
Aber die Auflage stieg und stieg und
Ende des Jahres 1950 konnten
58475 Abonnenten gemeldet wer-
den. Noch ahnte man allerdings
nicht, dass sich dieses Blatt in weni-
gen Jahren zu einer der größten
deutschen Wochenzeitungen ent-
wickeln würde, nach Umfang und
Auflage zur größten Zeitung der
Vertriebenen überhaupt.

Das konnte aber nur geschehen,
weil sich die Landsmannschaft aus
den Zwängen der Baracke befreite,
als die Zustände für die dort Be-
schäftigten unerträglich geworden
waren. Vor allem für die Redaktion,
für die das ständige Kommen und
Gehen der Besucher ein konzen-

triertes Arbeiten unmöglich machte.
Deshalb brannten bis in die späten
Nachtstunden die über den alten
Holztischen hängenden Glühbir-
nen, klapperten die alten Schreib-
maschinen. Allerdings hatte der
ständige Besucherstrom auch einen
Vorteil für die Redakteure: Sie beka-
men viele Informationen, Erlebnis-
berichte und Mitteilungen geradezu
ins Haus geliefert. Längst war die

Baracke zum
Treffpunkt der
Vertriebenen und
zum Ort des Wie-
dersehens gewor-
den. Interview-
partner kamen
gerne und freiwil-
lig, Aussiedler
und Spätheimkeh-
rer konnten als
authentische Zeit-
zeugen befragt
werden, schon
sesshaft gewor-
dene Vertriebene
berichteten von
ihrer Aufbauar-
beit. Und dann
immer das große
Suchen, das dazu
führte, dass Seiten
um Seiten mit
Einzel-Suchanzei-
gen gefüllt werden
mussten und im
redaktionellen
Teil die Rubriken,
die sich mit die-

sen Problemen beschäftigten, um-
fangreicher wurden. Diese
Entwicklung trug dazu bei, dass die
Bezieherzahl ständig wuchs: Ende
der Jahres 1953 überstieg das Ost-
preußenblatt mit 100085 Postbezie-
hern die Grenze der Hundert-
tausend. Nunmehr im Zeitungsfor-
mat und als Wochenzeitung.

Es dauerte noch einmal drei
Jahre, bis die Landsmannschaft in
ein eigenes Haus in der Hamburger
Parkallee ziehen konnte: Am 15.
März 1956 über-
siedelte somit
auch die Redak-
tion in die hellen
Räume des Stadt-
hauses in der ruhi-
gen Straße und
konnte ihre Arbeit
nun unter ganz anderen Bedingun-
gen weiter führen. Das zeigte sich
auch in der Gestaltung des Blattes,
das mit einer ständigen Beilage „Wir
jungen Ostpreußen“ und mit der
monatlichen „Berliner Beilage“ er-
weitert wurde. Das geschah noch
unter der Ägide des Hauptschrift-
leiters Martin Kakies, der das Blatt
von den bescheidenen Anfängen als
Organ der Landsmannschaft zur
auflagenstarken Wochenzeitung re-
daktionell geführt hatte. Als er 1959
ausschied, hatte das Ostpreußen-
blatt eine Druckauflage von fast

128000 erreicht. Zum zehnjährigen
Bestehen im April 1960 schrieb Dr.
Alfred Gille, Nachfolger von Dr. Ot-
tomar Schreiber im Amt des Spre-
chers: „Um all unsere Aufgaben,
Wirkungen und Hoffnungen geht es,
wenn wir vom Ostpreußenblatt
sprechen. Es trägt und hält unsere
Gemeinschaft, es kämpft für unsere
Heimat und schafft uns die wirt-
schaftliche Unabhängigkeit.“ 

Dem Memelländer Martin Kakies,
einer sehr ausgeprägten, dominie-
renden Persönlichkeit, folgte der
bisherige politische Redakteur Eitel
Kaper. Ein ernster Mann mit gro-
ßem Wissen und Fleiß, der mit si-
cherer Hand die Redaktionsarbeit
lenkte. Die heitere Komponente
brachte eine Frau mit ein: Ruth
Maria Wagner, die in Königsberg
und Berlin als Rundfunkredakteurin
in leitenden Positionen gearbeitet
hatte. Sie sollte mit ihrem Wissen,
Können und einer großer Heimat-
liebe 20 Jahre lang dem Ressort Kul-
tur/Unterhaltung/Frauen vorstehen
und viel zur Erhaltung ostpreußi-
schen Kulturgutes beitragen, eine
wichtige Aufgabe, die später Silke
Osman weiterführte – bis heute.
Auch Erwin Scharfenorth brachte
seine fundamentalen Kenntnisse
über ostpreußische Geschichte und
Volkskunde mit ein, die er in wie
mit leichter Hand geschriebene Er-
zählungen umsetzte. Leider verstarb
er − wie Hans-Ulrich Stamm und
Friedrich Ehrhardt, der Vater der
„Ostpreußischen Familie“ – viel zu
früh, sie alle hinterließen spürbare
Lücken. Einen hervorragenden Mit-
arbeiter fand man in dem Schrifttel-
ler Paul Brock, dem bekannten
Romanautor, der vor allem das
Feuilleton mit seinen ostpreußi-
schen Städteporträts und Land-
schaftsschilderungen bereicherte.
Viele Namen wären zu nennen, die
das Blatt in der „Ära Kaper“ mit-
prägten und die sich auch in die fol-
gende einbrachten, die nun ein
Mann mit voller Präsenz ausfüllte:

Hugo Wellems.
Ein Vollblutjour-
nalist, der als
Chefredakteur in
fast drei Jahrzehn-
ten kraftvollen
Wirkens dem Ost-
preußenblatt sei-

nen Stempel aufdrücken sollte. Er
war Rheinländer – aber das tat dem
Ostpreußenblatt gut, so stellte je-
denfalls der damalige Bundesmini-
ster für Vertriebene, Flüchtlinge und
Kriegssachgeschädigte, Heinrich
Windelen, fest. Er dokumentierte
dies in seinem Vorwort zur Fest-
schrift „25 Jahre für Deutschland“
mit dem Satz: „Man hörte die
Stimme der Ostpreußen also auch
in Bonn, und zwar sehr genau.“ Wie
der damalige NRW-Ministerpräsi-

1959 lag die 
Auflage des Blattes bei
128000 Exemplaren

Die Zeitung begann als
Sprachrohr der

Schicksalsgemeinschaft
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4. November 1956: Sowjetische Panzer
beenden einen antikommunistischen Be-
freiungsversuch der Ungarn. Das OB
druckt die letzten Hilferufe der Budapester
Fernschreibzentrale („Die
Panzer kommen in Rudeln!
Was tun die Vereinten Natio-
nen? Helft uns! Helft uns! Um
Gottes willen ...“) und fragt, ob
„wir den Ungarn eines Tages
wieder in die Augen sehen
können, ohne uns zu schä-
men“.

15. September 1957: Mit
über 50 Prozent der Stim-
men erreicht die Union die
absolute Mehrheit der Stim-
men bei der Bundestagswahl. Der Ge-
samtdeutsche Block/BHE schafft die
Fünfprozentklausel nicht und fällt aus
dem Bundestag, was den Niedergang der
Vertriebenenpartei einleitet. „Ein harter
Schlag“, so das OB.

13. August 1961: Die noch halbwegs of-
fene Grenze in Berlin wird abgeriegelt, es
ist der Tag des Mauerbaus. Hilflose Em-
pörung auch im Ostpreußenblatt: „Wenn

es noch eines letzten Bewei-
ses bedurft hätte, dass sich
das Ulbricht-Unterdrückerre-
gime aus Niedertracht, Ver-
tragsbruch, Gewalttat und
Erbärmlichkeit zusammen-
setzt, so ist dieser Beweis am
13. August 1961 erbracht
worden.“

8. Juni 1963: Schlesiertref-
fen in Köln. Das OB zitiert das
Grußwort des Regierenden
Bürgermeisters von (West-)

Berlin, Willy Brandt (SPD): „Deutsche Ost-
politik darf nie hinter dem Rücken der
Heimatvertriebenen gemacht werden. Wer
die Oder-Neiße-Linie als Grenze bezeich-
net, die von unserem Volk akzeptiert ist,
belügt die Polen.“

15. Oktober 1963:
Kanzler Adenauer tritt
zurück. Das OB erin-
nert: „Er wurde zum er-
sten deutschen
Repräsentanten in der
Welt, der einen noch um
1950 fast geschlossenen
Wall der Verfemung und
des Hasses aufbrach.“
Ihm folgt der legendäre Wirtschaftsmini-
ster Ludwig Erhard (CDU) ins Kanzleramt.

1. Dezember 1966: Bundespräsident
Heinrich Lübke vereidigt Kanzler Kurt
Georg Kiesinger (CDU). Er führt erstmals
eine „Große Koalition“ aus Union und
SPD. Das OB sieht hier bereits die Wei-
chen für ein späteres sozialliberales
Bündnis gestellt: „Wäre nicht die parla-
mentarische Basis einer solchen Allianz
(SPD/FDP) so außerordentlich schmal ge-
wesen, so hätte man sicherlich diesen
Weg gewählt.“

April 1968: Nach
einem Anschlag auf den
linksradikalen Studen-
tenführer Rudi Dutschke
kommt es zu seit den frü-
hen 30er Jahren nicht
mehr erlebten Straßen-
schlachten in deutschen
Universitätsstädten. Das
OB fragt besorgt:

„Kommt jetzt die Kapitulation vor der
Straße?“

21. August 1968: Truppen des War-
schauer Paktes marschieren in die Tsche-
choslowakei ein, der „Prager Frühling“
wird von Panzern überrollt. Das OB sieht
sich in seiner Skepsis gegenüber einer
„neuen Ostpolitik“ bestätigt: „Für diejeni-
gen, die uns einreden wollen, dass sich in-
nerhalb der kommunistischen Welt … eine
Wandlung vollzogen habe, müsste die ver-
gangene Woche das Ende aller Illusionen
gebracht haben.“

28. September 1969: Nach der Bundes-
tagswahl gehen SPD und FDP unter ihren
Vorsitzenden Brandt und Scheel eine Ko-
alition ein. Das Ostpreußenblatt prophe-
zeit: „Man wird damit rechnen müssen,
dass … in der Deutschland- und Ostpolitik
Wege beschritten werden, die weder den
Erklärungen der Union noch den Vorstel-
lungen der Vertriebenen entsprechen.“

12. August
1970: Kanzler
Brandt unter-
zeichnet in Mos-
kau den
Deutsch-Sowjeti-
schen Vertrag.
Offiziell als „Ge-
waltverzichtsver-
trag“ deklariert,
vermuten Vertrie-
bene, dass hier
Grenzen ohne
Friedensvertrag
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Als das große Suchen begann
In der Baracke an der Hamburger Wallstraße trafen sich Kulturschaffende, Einsame und Auswanderungswillige

dent Kühn bewies, der auf einer
Plenarsitzung das Ostpreußenblatt
zitierte und es mit dem Kommentar
attackierte: „Solange ich an der
Spitze stehe, werden Blätter, die so
etwas veröffentlichen, keinen Pfen-
nig aus öffentlichen Mitteln bekom-
men.“ Darauf könne das
Ostpreußenblatt auch gut und
gerne verzichten, wie Windelen
kommentierte. Und er bescheinigte
der Zeitung eine unabhängige poli-
tische Meinung, „die man sicher als
konservativ, aber vom preußischen
Idealen getragen bezeichnen kann“.

Der Minister war gerne Gast in
dem Haus in der Parkallee wie viele
andere Besucher aus Politik, Wis-
senschaft und Kunst. Wellems be-
stimmte mit seiner selbstbewussten
Art das Geschehen. Dafür mag eine
kleine Episode stehen, die sich als
Anekdote in die Zeitungsgeschichte
eingeschrieben hat. Sie geschah im
Jahr 1978, als der Präsident der
Paneuropa-Union Otto von Habs-
burg und Prinz Louis Ferdinand
von Preußen anlässlich einer Feier
der Landsmannschaft Ostpreußen
in der Parkallee weilten. Kein gro-
ßer Empfang, keine lange Laudatio.
Da auch der Inhaber der Klischee-
anstalt Kaiser eingeladen war, eröff-
nete Wellems die Feier mit den
Worten: „Ich begrüße Sie heute zu
einem Drei-Kaiser-Treffen!“ Weder
der Habsburger noch der Hohen-
zoller nahmen das übel! 

Während der „Ära Wellems“ fiel
auch der Eiserne Vorhang, und
damit begann ein neues Kapitel in

der Geschichte des Ostpreußen-
blattes, an dem er bis zu seinem
Abschied im Jahr 1995 mitschrieb.
Noch einmal begann das große Su-
chen und Finden, das Ostpreußen-
blatt wurde zum engagierten
Vermittler, zum verlässlichen Hel-
fer, zur Brücke vom Heute zum
Einst. Als Hugo Wellems 1995 aus
seinem Amt schied, hinterließ er
seinen Nachfolgern kein leichtes
Erbe. Fast 30 Jahre – also die Hälfte
der Zeitspanne des Bestehens un-
serer Zeitung! – setzen eben Mark-
steine! Mit Horst Stein, Elimar
Schubbe, Hans-Jürgen Mahlitz und
Klaus D. Voss an der Spitze konnte
das Ostpreußenblatt seinen Weg
unbeirrbar weitergehen, obgleich
die Schwierigkeiten wuchsen, nicht
zuletzt aufgrund des veränderten
Altersspiegels unserer Leserschaft.
Wie sie aus der Sicht des Chefre-
dakteurs zu meistern sind, dazu
nimmt der heutige Leiter der Re-
daktion, Konrad Badenheuer, in
dieser Ausgabe Stellung.

Eines sei aber mit diesem kleinen
Überblick über die Geschichte un-
serer Zeitung bewiesen: Die Skepti-
ker, die vor 60 Jahren dem
Ostpreußenblatt nur ein kurzes
Leben voraussagten, haben sich
gründlich geirrt!

Fortsetzung von Seite II

Wie war das eigentlich damals, als
wir nach Flucht und Vertreibung be-
gannen, nach Angehörigen, Nach-
barn, Freunden, Kameraden zu
suchen? 

Als uns überhaupt erst bewusst
wurde, dass wir vorerst – wie wir
glaubten – nicht in die Heimat zu-
rückkehren konnten, dass wir ver-
suchen mussten, festen Boden unter
den Füßen zu bekommen? Wer gab
uns da Hilfestellung, wer wies uns
den Weg zu Institutionen und Aus-
kunftsstellen, wer informierte uns
über unsere Rechte und Möglich-
keiten, die oft unlösbar scheinenden
Probleme zu bewältigen? Wer
brachte uns mit Schicksalsgefährten
zusammen, wer bewahrte die Hei-
mat in Wort und Bild und ließ uns
die Fremde leichter ertragen? Es
war das Ostpreußenblatt von der er-
sten Folge seines Erscheinens an,
das für uns Vertriebene zum guten
Wegbegleiter in eine noch unge-
wisse Zukunft wurde.

Die ersten Jahre nach der Vertrei-
bung waren vergangen, irgendwo
hatte man Obdach gefunden. Hier
und dort hatte es bereits ein Wie-
derfinden gegeben, ermöglicht
durch eine vor der Flucht verein-
barte Adresse im Westen, durch eine
frühe Auskunft der Suchstellen, oft
auch durch manche zufällige Be-
gegnung. Das geschah, was die ost-
preußischen Vertriebenen betraf,
besonders in Norddeutschland un-
weit der Demarkationslinie. Viele,
die in Mitteldeutschland durch die
1948 erfolgte Ausweisung aus Nord-
ostpreußen gelandet waren, aber
auch Landsleute, deren Trecks sich
in Mecklenburg und Vorpommern
aufgelöst hatten, wagten noch ein-
mal eine Flucht über die damals
„grüne Grenze“, die aber durch die
militärische Bewachung nicht unge-
fährlich war. Sie blieben oft im öst-
lichen Niedersachsen oder in
Schleswig-Holstein, das auch viele
aus der dänischen Internierung ent-
lassene Vertriebene aufnahm. Hier
formierten sich wie überall, wo die
Flüchtlinge größere Gruppen bilde-
ten, erste Zusammenschlüsse, die
verhinderten, dass der allein le-
bende Heimatlose in die Isolation
geriet. Als im November 1949 die
Landsmannschaft Ostpreußen ge-
gründet wurde, konnte sie den örtli-
chen Zusammenschlüssen und
überregionalen Heimatkreisen ein
festes Haus bieten – im übertrage-
nen Sinne. Real war es allerdings
das, was man eher als Bruchbude
bezeichnen würde: die berühmte
„Baracke“. Sie wurde zur Urzelle
der Zeitung, die von nun an zum
großen Verbindungsglied in der
Schicksalsgemeinschaft der Vertrie-
benen wurde, dem Ostpreußenblatt!

Es dürfte damals kaum eine Re-
daktion in Westdeutschland gege-
ben haben, die einen so starken

Besucherstrom aufweisen konnte
wie die in der Hamburger Wall-
straße. Man schrieb nicht, man kam
selber, um mit den Redakteuren und
Mitarbeitern der Landsmannschaft
über die Themen zu sprechen, die
in den ersten Ausgaben behandelt
wurden, und die eigenen Probleme
mit einzubringen. Es gibt ein spani-
sches Sprichwort: „Die Welt
ist wie ein Taschentuch,
alles findet sich darin wie-
der!“ Das bewahrheitete
sich hier auf ostpreu-
ßisch. Und es war schon
ein kräftiges, großes
Sacktuch, in dem sich
die Ostpreußen in
drangvoller Enge zu-
sammen fanden.

Da war der ehe-
malige Gestütslei-
ter, der gelesen
hatte, dass von
der Bundesre-
gierung 18000
D-Mark  zur
Erhaltung der
Trakehner-
zucht bewil-
ligt wurde,
und der
mehr dar-
über wis-
s e n
wollte.
Es kam
e i n
Ehe-
paar,
das
die

Auswanderung überlegte –
sie hatte die im Ostpreußenblatt ge-
stellte Frage: „Existenz in der Hei-
mat oder Auswanderung!?“
interessiert. Eine Frau aus Hannover
glaubte, auf dem Foto einer Memel-
länderin, die mit einem Transport
gekommen war, ihre Schwester zu
erkennen. Der Leiter einer örtlichen
Gruppe aus Schleswig-Holstein
wollte, angeregt durch den Beitrag
„Beschleunigung des Lastenaus-
gleichs“, über dieses Thema referie-
ren und erhoffte sich von seinem
Besuch in der Baracke weitere In-
formationen. Auf großes Interesse
stieß der in einer der ersten Ausga-
ben veröffentlichte Bericht über die
Operation Link, der das schwierige
Problem der aus den polnisch be-
setzten Gebieten „Herausgeführten“
und in die Bundesrepublik Einrei-
senden behandelte. Bisher hatte es
Komplikationen beim Übertritt der
vor allem aus dem Ermland und
Masuren Kommenden in die briti-

sche Zone gegeben. Die Abwicklung
des Verfahrens sollte nun erheblich
vereinfacht werden. Gerade solche
für die Zusammenführung der Ver-
triebenen so wichtigen Mitteilungen
wiesen das Ostpreußenblatt als eine
für jeden zugängliche Informations-
quelle aus, weil die Zeitung selbst
den einsamsten Heimatlosen er-
reichte, wie den Fischer von der Ku-

rischen Nehrung, den es in die
Rhön verschlagen

hatte. Dass

so viele
Auskunftsheischende
auch aus weiter entfernten Gebie-
ten in die Baracke kamen, hatte
seine Gründe. Der Postweg dauerte
zu lange, einen Telefonanschluss be-
saßen die wenigsten, im direkten
Gespräch konnte man das Thema
verdichten. Und die Begegnung mit
den Redakteuren und Autoren der
Beiträge war für die Besucher auch
wichtig, besonders, wenn es sich um
bekannte Historiker und Kultur-
schaffende handelte.

Viele von ihnen lebten in Nord-
deutschland, vor allem in Hamburg,
oder kamen zu den Kulturveranstal-
tungen in die Hansestadt – nie ohne
die Baracke aufzusuchen. Sie trugen
nahtlos ihr kulturelles Schaffen wei-
ter, die Dichter, Maler und Musiker,
die das so rege ostpreußische Kul-
turleben bestimmt hatten. Da war
der vor allem durch seine Romane

bekannte Autor Hansgeorg Buch-
holtz, der seine Liebe zu Masuren
und der Kurischen Nehrung in Bei-
trägen für das Ostpreußenblatt und
auf vielen Lesungen weiter trug. Ein
besonders engagiertes Forum fand
er in der jungen Generation, die
sich zur „Vereinigung der ostpreußi-
schen Jugend in Hamburg“ zusam-
mengeschlossen hatte und eine rege
Tätigkeit unter Hannes Rischko und
Lieselotte Trunz entfaltete. Das viel-
fältige Erbe ostpreußischen Volks-
tums lag bei Hanna Wangerin in den

besten Händen, das Ost-
preußenb lat t

t r u g
i h r e

Anre-
gungen

weiter,
so dass

s i c h
Werkgrup-

pen bilden
konnten, in

denen nach
alten Mustern

gewebt, ge-
strickt, gestickt

wurde. Die hei-
tere Kompo-

nente brachte der
junge Zeichner

Hans Jürgen Press
ein, der im Ostpreu-

ßenblatt seine ersten
Karikaturen veröf-

fentlichte und eine
große Liebe zur Natur,

die schon seine Kind-
heit in Masuren be-

stimmt hatte, in vielen
Zeichnungen und Bilder-

rätseln erkennen ließ. 
Zu den Mitarbeitern der

ersten Stunde gehörten Wal-
ter von Sanden-Guja, Gertrud

Papendick, Erminia von Ol-
fers-Batocki, Charlotte Keyser,

Toni Schawaller und Ottfried
Graf Finkenstein, dessen neuer

Roman „Schwanengesang“ in den
ersten Folgen erschien. Es waren

Autoren aus dem Königsberger
Schriftstellerkreis wie auch Walter
Scheffler, der taube Dichter, den ein
besonders schweres Schicksal ge-
troffen hatte: Der in Dänemark In-
ternierte hatte im Lager Oxböl seine
Lebensgefährtin geheiratet, Agnes
Miegel war Trauzeugin gewesen,
aber schon kurz nach der Hochzeit
verstarb die Ehefrau, und der Ge-
hörlose war wieder allein. Scheffler
war ein guter Freund des Schrift-
stellerpaares Margarete und Fritz
Kudnig, das in Dithmarschen, Mar-
garetes Heimat, schon früh ein Do-
mizil gefunden hatte. Der
empfindsame Dichter kam nur
schwer zurecht mit dem Leben fern
der verlassenen Heimat, Margarete
Kudnig aber trat aus dem Schatten
ihres Mannes, dem bekannten Lyri-
ker, heraus und wurde zu einer der

eifrigsten Mitarbeiterinnen des Ost-
preußenblattes. Schon in der Probe-
nummer erschien ihr Beitrag „Land
der dunklen Wälder…“, das die Ge-
schichte dieses Liedes behandelt,
das nun nach der Vertreibung zu
dem Ostpreußenlied wurde. Die
Kudnigs waren mit dem Schriftstel-
ler Erich Hannighofer wie mit dem
Komponisten Herbert Brust eng be-
freundet, für Brust hatte Margarete
die Worte zu Kantaten und Orato-
rien verfasst. Dieses Lied aber
stammte aus der 1930 uraufgeführ-
ten Kantate „Ostpreußenland“, zu
der Hannighofer den Text geschrie-
ben hatte. Das „Ostpreußenlied“
war ursprünglich der Schlusschor
der Kantate, löste sich aus ihr und
wurde durch diese wunderbare
Symbiose von Wort und Weise zu
einem Heimatlied von hohem
künstlerischem Wert. Brust hatte
einmal über die Worte Hannighofers
gesagt: „Es war eine Gnade, dass ich
sie fand!“ 

Das Ostpreußenblatt konnte in
Folge 1 die Ostdeutsche Heimatwo-
che ankündigen, die Mitte Mai in
der Hansestadt stattfinden sollte.
Zehntausende wurden zu dieser
Großveranstaltung erwartet, 80000
kamen. Die Festansprache des
Hauptredners Dr. Gille gipfelte in
einem Ruf aus Not und Verzweif-
lung: „Verewigt nicht das Unrecht!“

Auf dieser Heimatwoche konnte
sich die ostpreußische Kultur in vie-
len Veranstaltungen breit auffä-
chern. In der Hamburger Kunsthalle
fand eine Sonderveranstaltung
„Ostpreußische Kunstausstellung“
statt, in der Werke von namhaften
Künstlern wie Alfred Partikel, Hans
Kallmeyer, Max Block und Gerhard
Eisenblätter wie auch weniger be-
kannten Malern zu sehen waren.
Ein besonderes Interesse galt einem
Künstlerpaar aus Lüneburg: Kurt
Bernecker war mit seinen Land-
schaftsbildern und Gertrud Lerbs-
Bernecker, die nach Käthe Kollwitz
bekannteste ostpreußische Graphi-
kerin, mit Steinzeichnungen aus
ihrem neuen Zyklus „Flucht und
Abschied von der Heimat“ vertre-
ten. Sie verstarb leider viel zu früh
wie auch die hochbegabte Altistin
Ursula Zollenkopf, die dem Kam-
mermusikabend eine besondere
Note mit ihren Brahms-Liedern ver-
lieh – ein kleiner Dank an die
Brahmsstadt Hamburg, die der Ost-
deutschen Heimatwoche den Boden
zu ihrem großartigen Gelingen be-
reitete, zu dem auch das Unpro-
grammierte beitrug: Das Wieder-
finden von Freunden, Nachbarn und
Verwandten, denen man plötzlich
inmitten des Menschenstroms ge-
genüberstand. Da konnte das Ost-
preußenblatt viel berichten – und
tat es auch. Und wuchs weiter zum
Bindeglied über Länder und Konti-
nente hinweg, überall, wo Vertrie-
bene lebten. Bis heute! Ruth Geede

Eine unabhängige 
politische Meinung
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neu gezogen werden sollen, so auch das OB:
„Wer gegen die Eroberungen Hitlers mit
allen Kategorien des Völkerrechts opponiert
hat, kann jetzt nicht die Eroberungen Sta-
lins billigen.“

7. Dezember 1970: In Warschau unter-
zeichnet Brandt den Deutsch-Polnischen
Vertrag, der von vielen wie eine faktische
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie aufge-
fasst wird. Das OB titelt: „Halbmast für
Deutschland.“

3. Mai 1971: Walter Ulbricht tritt als Ge-
neralsekretär des Zentralkomitees (ZK) der
SED ab, Erich Honek-
ker wird sein Nachfol-
ger. Das OB sieht den
neuen Machthaber mit
Misstrauen: „Dem in
der Natur hereinbre-
chenden Sommer zieht
ein politischer Eisberg
entgegen.“

3. September 1971: Die Siegerstaaten des
Zweiten Weltkriegs schließen das „Vier-
Mächte-Abkommen“ über Berlin. Das OB
begrüßt darin enthaltene Reiseerleichterun-
gen, mahnt jedoch: „Eine Regelung mit
Mauer und Schießbefehl ist absolut unan-
nehmbar.“

27. April 1972: Ein Misstrauensvotum
gegen Kanzler Brandt scheitert knapp, das
OB spricht vom „zweifelhaften Sieg“. Jahr-
zehnte später sollte sich herausstellen: Es
waren Stasi-Schmiergelder im Spiel. Die fol-
gende Bundestagswahl brachte dennoch
einen Sieg der SPD/FDP-Koalition.

21. Dezember 1972:
Bonn unterzeichnet
den „Grundlagenver-
trag“ mit der DDR, der
einer faktischen Aner-
kennung gleichkommt.
Das OB sieht darin
einen weiteren Schritt

zur Zementierung der deutschen Teilung
und fragt: „Weshalb geht die Opposition
nicht nach Karlsruhe?“

31. Juli 1973: Das Bundesverfassungsge-
richt legt fest, dass das Deutsche Reich bis
zu einem Friedensvertrag in seinen Gren-
zen von 1937 fortbestehe.

18. September 1973: Die Bundesrepublik
Deutschland und die DDR treten der Uno
bei. Das OB bleibt skeptisch: „Dass ausge-
rechnet die Aufnahme des Spalterstaates,
der DDR, und ihre damit verbundene in-
ternationale Anerkennung diesen Prozess
(der deutsch-deutschen Annäherung) be-
schleunigen soll, diese Skepsis ist nicht nur
in deutschen Landen … weit verbreitet.“

7. Mai 1974: Nach Bekanntwerden der
Stasi-Tätigkeit seines engsten Beraters
Günter Guillaume tritt Kanzler Brandt zu-
rück. Das OB sieht ihn zu Unrecht als
„Großen Mann“ verherrlicht: „Wir haben

Brandt während seiner Amtszeit keine
Blumen gereicht, wir brauchen ihm auch
jetzt keine Kränze zu flechten.“ Helmut
Schmidt (SPD) wird Nachfolger.

1. August 1975: 35
Staaten unterzeichnen
in Helsinki die KSZE-
Schlussakte. Darin wer-
den Menschenrechte
fixiert, obwohl klar ist,
dass die östlichen Un-
terzeichnerregierungen
diese niemals einhalten würden. Ihnen
ging es allein um die Festlegung der beste-
henden Grenzen und Machtbereiche. Das
OB kritisiert: „Trotzdem machen alle west-
lichen Mächte das Täuschungsspiel unter
gewaltigem Aufwand mit.“

Dezember 1979: Die Nato beschließt
eine Art Ultimatum an Moskau: Entweder
leiten die Sowjets Schritte ein, um ihren
Vorsprung bei Mittelstreckenraketen bis

1983 abzubauen, oder das West-Bündnis
rüstet nach („Doppelbeschluss“). Mitinitia-
tor ist Kanzler Schmidt, gegen den sich
eine linke, innerparteiliche Opposition bil-

det, die ihn später stür-
zen wird. Das OB
bemerkt schon 1979
„Jagdszenen aus dem
Unterholz“ der SPD.

August 1980: Unter
Führung der neuen Ge-
werkschaft „Solidarität“

des Lech Walesa bricht von Danzig ausge-
hend in Polen eine Streik- und Protest-
welle los. Die ersten Hoffnungen keimen,
dass der Kalte Krieg doch überwunden
werden könnte. Das OB mahnt: „Die Deut-
schen müssen ihre Verantwortung gegen-
über dem polnischen Volk und den dort
lebenden Deutschen klar sehen. Bresch-
new muss merken, dass der Ostblock ohne
Zugeständnisse an die Menschen isoliert
wird.“
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13: Dezember 1981: In Polen wird das
Kriegsrecht verhängt, die „Solidarität“ ver-
boten. Doch im Osten ist dennoch jetzt
nichts mehr so wie vor dem August 1980,
analysiert das OB: „Wie immer sich die
Entwicklung in Polen auch gestalten wird,
der erfolgreiche Freiheitskampf der polni-
schen Bevölkerung bedeutet für die Rus-
sen eine verlorene Schlacht.“

17. September 1982: Die SPD/FDP-Koali-
tion zerbricht, am 1. Oktober wird Helmut
Kohl (CDU) von Union und FDP zum Kanz-
ler gewählt. Das OB hofft jetzt auf „Politik
aus neuem Geist“ und fordert die
versprochene „geistige und mo-
ralische Wende“ ein.

6 März 1983: Bei der Bundes-
tagswahl wird Kohl bestätigt, die
Grünen ziehen erstmals ins Par-
lament ein. Das Ostpreußenblatt
kommentiert prophetisch: „Auch
die Grünen werden sehr bald er-

kennen, dass Dialektik und Protest allein in
Bonn wenig zu bewirken vermögen.“

11. März 1985: Michael Gorbatschow
wird Generalsekretär der KPdSU. Das OB
bleibt zunächst vorsichtig, vorsichtiger als
der neue Kreml-Chef selbst, was diesen spä-
ter die Macht kosten soll: „Gorbatschow lebt
nicht freischwebend – und es wird Zeit
brauchen, bis selbst ein Mann mit viel Ener-
gie die ,Nomenklatura‘ auf seine Vorstellun-
gen zuschneidet.“

10. September 1987: Erich Honecker be-
sucht Bonn. Das OB betrachtet
den Ablauf der Visite mit durch-
aus gemischten Gefühlen: „Der
oftmals wenig würdevoll wir-
kende Andrang bestimmter
Kreise um Honecker erinnert
fatal an Lenins Satz, wonach ,die
Kapitalisten auch noch den
Strick liefern, an dem sie eines
Tages aufgehängt werden‘.“

17. Januar 1988: 120 Oppositionelle
werden bei einer „alternativen“ Rosa-Lu-
xemburg-Demo in Ost-Berlin, die parallel
zur offiziellen SED-Kundgebung stattfin-
det, festgenommen. Vorausschauend ahnt
das OB: „Den Mächtigen in der
DDR werden alle diese Ein-
schüchterungsversuche nichts
nützen. Die Verhältnisse in
ihrem Land sind eben so, dass
sich ständig neue Unruhe-
herde bilden. Keine Gewalt-
herrschaft kann ewig währen.
Die Ruhe in der DDR ist
dahin.“

2. Mai 1989: Ungarn öffnet
formell die Grenze zu Öster-
reich. Der Ostblock beginnt zu
erodieren, der Flüchtlingsstrom schwillt
an. Das OB hält die Zeit für gekommen
und fordert Bonn auf, „nach einem Kon-
zept zur Überwindung der deutschen Tei-
lung zu suchen“.

19. August 1989: Etwa 900 DDR-Bürger
nutzen ein Picknick der
Paneuropa-Union nahe dem
ungarischen Ödenburg zur
Massenflucht nach Öster-

reich. Das Ost-
p r e u ß e n b l a t t
titelt: „Jetzt ist die
Einheit fällig.“

30. September
1989: Die über
6000 DDR-Flüchtlinge in den
bundesdeutschen Botschaften
in Prag und Warschau dürfen
ausreisen. Angesichts des be-
vorstehenden 40. Jahrestages
der DDR meint das OB: „Da
kann man jedem Redner an

diesem Wochenende nur zu dem Mut be-
glückwünschen, nach positiven und eu-
phorischen Floskeln zu suchen, obwohl
die DDR als endgültig gescheitert angese-
hen werden muss.“

7. Oktober 1989: Massenproteste verha-
geln den „Geburtstag der
Republik“ in Ost-Berlin. Das
OB titelt vorausschauend:
„Wiedervereinigung: Die
Nation Deutschland lebt!“

18. Oktober 1989: Erich
Honecker tritt zurück. Egon
Krenz wird neuer SED-
Chef. Das OB fragt: „Wer hat
Angst vor der Einheit?“

9. November 1989: Mauerfall. Ange-
sichts der pathetischen Reaktionen vom
Rhein fragt das OB an die Bonner Parteien
gerichtet: „Wie lange ist es eigentlich her,
dass Honecker noch von westdeutschen
Politikern in bis zur Peinlichkeit gehender
Weise hofiert wurde?“

28. November 1989: Kanzler Kohl pro-
klamiert einen Zehn-Punkte-Plan zur
deutschen Einheit. Dem Ostpreußenblatt
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Ihrer Leistungen stets gewahr
Diese Zeitung sieht es als ihre Aufgabe an, ostpreußische Persönlichkeiten immer wieder in Erinnerung zu rufen

Literatur, Philosophie, Architektur
oder Naturwissenschaften; die
Wiege vieler deutscher Kultur-
schaffenden stand in Ostpreußen.
Dafür, dass diese Kulturregion
samt ihrer Bewohner nicht in Ver-
gessenheit gerät, sorgt diese Zei-
tung regelmäßig mit Beiträgen.

„Ohne Begeisterung geschah
nichts Großes und Gutes auf dieser
Erde“, hat der ostpreußische Den-
ker Johann Gottfried Herder einmal
bemerkt. Und Großes und Gutes
haben viele Menschen geleistet, die
in Ostpreußen das Licht dieser
Welt erblickt haben. So Johann
Gottfried Herder selbst. Er wurde
1744 in dem kleinen Städtchen
Mohrungen geboren. 1778 erschie-
nen seine „Volkslieder“, die später
unter dem Titel „Die Stimmen der
Völker in Liedern“ bekannt wurden
und zu den unstreitig bedeutend-
sten Werken Herders zählen. Her-
der war es schließlich, der die
Völker durch Hinweise auf ihre ei-
gene Sprache und Kultur zur Be-
sinnung auf ihre nationalen Werte,
zu einem nationalen Bewusstsein
führte. Er starb 1803 in Weimar.

Neben dem 1473 in Thorn gebo-
renen Astronomen Nicolaus Co-
pernicus, der im ostpreußischen
Frauenburg wirkte und mit seinem
Werk über die Bewegung der Him-
melskörper das damalige Weltbild
erschütterte, ist als großer Denker
Ostpreußens vor allem Immanuel
Kant zu nennen, der 1724 in Kö-
nigsberg geboren wurde und als er-
ster deutscher Philosoph alle seine
Briefe und Werke in deutscher
Sprache verfasste. 

Kants Schriften und Lehren, dar-
unter Werke wie die „Kritik der rei-
nen Vernunft“, „Kritik der
praktischen Vernunft“, „Kritik der
Urteilskraft“ und das „Tractat zum
ewigen Frieden“, sind über die
ganze Welt verbreitet. Noch heute
haben Kants Forderungen an den
Menschen, wie etwa der kategori-
sche Imperativ, in dem er sagt:
„Handle so, dass die Maxime dei-
nes Willens jederzeit als Prinzip
einer allgemeinen Gesetzgebung
gelten könnte“, nicht an Gültigkeit
verloren.

Auch eine ansehnliche Reihe von
Dichtern und Schriftstellern hat
Ostpreußen hervorgebracht. Eng
mit Berlin verbunden war das
Leben und Wirken E. T. A. Hoff-
manns, der zu den interessantesten
Figuren des 18. und 19. Jahrhun-
derts zählt. Das dichterische Werk
des 1776 in Königsberg geborenen
Hoffmann wird heute als Abgesang
der Romantik gesehen. Lässt sich
auch sein Leben im Rahmen dieser
Ausführungen kaum umreißen, so
ist es noch ungleich schwerer, sein
vielschichtiges Werk auch nur an-
deutungsweise einzuordnen. Auf
seinem Grabstein auf dem Jerusa-

lemer Friedhof in Berlin vermerk-
ten seine Freunde: „Kammer Ge-
richts Rath, ausgezeichnet im Amte
– als Dichter – als Tonkünstler – als
Maler“. In seinem literarischen
Werk standen zunächst musikali-
sche Themen im Vordergrund, wie
etwa bei den Erzählungen, die er
später als „Phantasiestücke nach
Callots Manier“ herausgab. Neben-

bei arbeitete Hoffmann in dieser
Zeit auch an seiner Oper „Undine“,
für die später kein Geringerer als
Karl Friedrich Schinkel das Büh-
nenbild entwarf.

Seine Kollegen und Zeitgenossen
schildern Hoffmann als glänzenden
Juristen mit kristallklarer Logik
und kühlem Verstand. In der Berli-
ner Zeit entstanden die schönsten
seiner Erzählungen, die er in den
Bänden „Die Elixiere des Teufels“
und „Die Serapionsbrüder“ zusam-
mengefasst hat. Die Erzählung
„Meister Martin der Küfer und
seine Gesellen“ hat übrigens Ri-
chard Wagner zu seiner Oper „Die
Meistersinger“ angeregt. Nur 46
Jahre alt starb Hoffmann 1822 in
Berlin. 

Nur ausgesuchte Kenner der Lite-
ratur hingegen beschäftigen sich
heute noch mit dem Werk eines
Mannes, der als der erfolgreichste
und zugleich als der umstrittenste
seiner Zeit gilt: Hermann Suder-
mann. Der 1857 in Matziken, Kreis
Heydekrug, geborene Sudermann
wurde gern mit dem damals eben-

falls schon sehr erfolgreichen Schle-
sier Gerhart Hauptmann verglichen.
Es mussten Regisseure wie Jürgen
Fehling kommen, die seinen wahren
Wert entdeckten, die erkannten,
dass der Ostpreuße tatsächlich „der
Balzac des Ostens“ war, wie Paul
Fechter in seiner „Geschichte der
deutschen Literatur“ feststellte. Bis
in unsere Zeit wurden seine „Li-

tauischen Geschichten“ mehrfach
verfilmt, wie etwa „Die Reise nach
Tilsit“, und auch für das Fernsehen
bearbeitet. Hermann Sudermann
starb 1928 in Berlin. 

Aus neuerer Zeit sind zwei
Namen zu nennen, die in einem
solchen Überblick keinesfalls feh-
len dürfen: Agnes Miegel und Ernst
Wiechert. Geboren wurde Agnes

Miegel, die bereits zu Lebzeiten
von ihren Freunden und Verehrern
den Beinamen „Mutter Ostpreu-
ßen“ nach einem ihrer Gedichte er-
hielt, 1879 in Königsberg.
Ehrungen, mehrere Literaturpreise
und die Ehrendoktorwürde der Al-
bertus-Universität würdigten das
Schaffen der Schriftstellerin und
Dichterin, die mit ihrer starken me-
dialen Begabung vieles vorausgese-

hen hatte: die Zerstörung ihrer Va-
terstadt, die Flucht Ende Januar
über die eisige Ostsee nach Däne-
mark, den Verlust aller Habe, das
Lagerdasein. Nach einigen weiteren
Stationen fand sie 1953 eine eigene
kleine Wohnung in Bad Nenndorf
am Deister, wo sie bis zu ihrem Tod
1964 ihren Lebensabend ver-
brachte. 

Ernst Wiechert wurde 1887 im
Forsthaus Kleinort, Kreis Sensburg,
geboren. Diese Umgebung, die
Landschaft und ihre Menschen
haben ihn entscheidend geprägt.
So lautet der Titel eines seiner Bü-
cher denn auch „Wälder und Men-
schen“, der eines anderen „Das
einfache Leben“. 1930 ging der
Ostpreuße nach Berlin, schied je-

doch nach drei Jahren aus dem
Schuldienst aus und übersiedelte
zunächst nach Ambach am Starn-
berger See, später hat er zwölf
Jahre mit seiner zweiten Frau Lilije
auf Hof Gaggert bei Wolfratshau-
sen leben und schaffen dürfen.
1938 allerdings wurde Ernst Wie-
chert für Monate im Konzentrati-
onslager Buchenwald gefangen
gehalten. Sein „Totenwald“ ist ein

eindrucksvolles Zeugnis dieser
Zeit. 1948 siedelte Wiechert in die
Schweiz über, wo er 1950 in Ueri-
kon starb.

Zu den herausragenden Künst-
lern aus Ostpreußen gehören Lovis
Corinth und Käthe Kollwitz. Groß
und vielgestaltig ist das Werk von
Lovis Corinth, der 1858 in Tapiau
geboren wurde. Schon zu Lebzei-

ten erfuhr der Maler zahlreiche Eh-
rungen: 1915 wurde er zum
Präsidenten der Berliner Sezession
gewählt, 1918 zum Professor und
1925 zum Ehrenmitglied der
Münchner Akademie ernannt.
1925 war auch das Jahr seines
Todes, der ihn auf einer Reise nach
Holland in Zandvoort ereilte. 

Käthe Kollwitz, 1867 in Königs-
berg geboren, stand ihrem Mann,
der als Kassenarzt in Berlin wirkte,
stets zur Seite und lernte so das
Elend der Zeit kennen. 1919 wurde
Kollwitz zum Mitglied der Akade-
mie der Künste ernannt und ihr der
Professorentitel verliehen. Zehn
Jahre später zeichnete man sie mit
der Verleihung des Ordens pour le
mérite aus. 1933 allerdings wurde
sie ihres Amtes als Lehrerin der
Meisterklasse für Graphik entho-
ben. Bis Kriegsende durften ihre
Werke in Deutschland nicht mehr
ausgestellt werden. 1945, kurz vor
Kriegsende, starb Käthe Kollwitz,
die wegen des Bombenhagels aus
Berlin geflohen war, in Moritzburg
bei Dresden. 

Berlin als Hauptstadt war auch
stets ein Anziehungspunkt für Ar-
chitekten. Viele von denen, die in
den 20er Jahren des vergangenen
Jahrhunderts das Gesicht der Me-
tropole prägten, kamen aus Ost-
preußen: Erich Mendelsohn aus
Allenstein, die Brüder Max und
Bruno Taut aus Königsberg wie
auch Martin Wagner, der als Stadt-
baurat wirkte.

Zu den namhaften Wissen-
schaftlern, deren Wiege in Ost-
preußen stand, zählt Otto Wallach
aus Königsberg (1847–1931). 1910
wurde er mit dem Nobelpreis für
Chemie ausgezeichnet. Seine Le-
bensaufgabe sah er in der Erfor-
schung der ätherischen
Pflanzenöle. In Gaffken, Kreis
Fischhausen, wurde 1864 Wilhelm
Wien geboren. Er gilt als Wegberei-
ter der Quantenphysik und erhielt
für seine Forschungen 1911 den
Nobelpreis für Physik. Wien starb
1928 in München an den Folgen
einer Operation. Als „Vater der
Atomforschung“ gilt Arnold Som-
merfeld, geboren 1868 in Königs-
berg. Er entwickelte die
Grundlagen der Mehrfachquante-
lung der Spektralterme. Ein tragi-
scher Verkehrsunfall beendete 1951
sein Leben in München.

Auch im Bereich der Musik hat
Ostpreußen besondere Persönlich-
keiten hervorgebracht. 1810 wurde
Otto Nicolai in Königsberg gebo-
ren. Seine wohl bekannteste Oper
„Die lustigen Weiber von Windsor“
steht immer wieder einmal auf
dem Spielplan auch der großen
Häuser. 1837 ging er als Kapell-
meister des Kärntnertor-Theaters
nach Wien. Das Musikleben an der
Donau belebte Nicolai nicht zuletzt
auch durch die Gründung der Phil-
harmonischen Konzerte. 1849
wurden die „lustigen Weiber“ in
Berlin zum ersten Mal aufgeführt.
Keine drei Monate später erlag Ni-
colai den Folgen eines Gehirn-
schlages. 

William Shakespeare inspirierte
noch einen anderen ostpreußi-
schen Komponisten, den Königs-
berger Hermann Gustav Goetz. Er
schrieb die Oper „Der Widerspen-
stigen Zähmung“, die 1874 in
Mannheim uraufgeführt wurde.
1876, nur wenige Tage nach seinem
36. Geburtstag, starb Goetz in Hat-
tingen bei Zürich. 

„Ich glaube, dass es des Ostpreu-
ßen Bestes ist, dass er sich selbst
nicht aufgibt und dass er nicht des
Scheines wegen nachgibt, sondern
den Mut und die Kraft hat, er selbst
zu sein.“ Diese Worte des Schau-
spielers Paul Wegener mögen über
dem Leben all der Männer und
Frauen stehen, die mit ihrem Schaf-
fen weit über die Grenzen ihrer
Heimat Ostpreußen hinaus gewirkt
haben und deren Spuren bis heute
nicht verweht sind. Silke Osman
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»Ich glaube, dass es des 
Ostpreußen Bestes ist, dass er sich selbst nicht

aufgibt« Paul Wegener, Schauspieler
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zufolge ist es angesichts all des Freuden-
taumels an der Zeit, innezuhalten: „In die-
sen Tagen sollten wir all derer gedenken,
die an dieser deutschen Not gelitten
haben, die für die gerechte Sache unseres
Volkes verfolgt, inhaftiert und geschmäht
worden sind.“

18. März 1990: Freie Volkskammerwah-
len. Das OB stellt nach der eindeutigen
Niederlage der SED/PDS fest, das Ergeb-
nis sei ein „Plädoyer für die deutsche Ein-
heit“.

17. Juni 1990: Gemein-
same Entschließung von
Volkskammer und Bun-
destag zur Oder-Neiße-
Grenze. Über die Rechte
von Vertriebenen und der
deutschen Volksgruppe
östlich der Grenze wurde
nicht gesprochen. Zahl-
reiche Abgeordnete ap-

plaudierten stehend dem Abtretungsbe-
schluss, statt den Schmerz über den Ver-
lust wenigstens zu achten. Für das OB eine
traurige Szene: „Der Sommeranfang steht
für uns Deutsche diesmal im Banne des
Schattens einer Verzichtserklärung.“

3. Oktober 1990: Vereinigung von Bun-
desrepublik und DDR. Das OB empfindet
„getrübte Freude durch einen fragwürdi-
gen Verzicht“, der die Rechte der Vertrie-
benen und der Deutschen in den
Oder-Neiße-Gebieten nicht berücksich-

tige.

Januar 1991: Öffnung
des nördlichen Ostpreu-
ßens, das bis dahin sowje-
tischer Sperrbezirk war.
Im OB treten jetzt immer
häufiger Begriffe wie
„Freihandelszone“ und
„Luxemburg an der Ost-
see“ sowie die Perspektive

eines „gemeinsamen deutsch-russischen
Neuanfangs“ auf.

20. Juni 1991: Denkbar knapp entscheidet
der Bundestag, Regierung und Parlament
wieder nach Berlin zu verlagern. Das OB:
„Berlin wird Brücke zu Osteuropa sein.“

25. Juni 1991: Slowenien und Kroatien er-
klären ihre Unabhängigkeit, Serbien ant-
wortet mit Gewalt, der erste Balkankrieg
bricht aus. Das OB ist entsetzt: „Kroatien
stirbt – Europa schaut zu.“

19. bis 21. August 1991: Putsch gegen
Michael Gorbatschow scheitert, Jelzin ist

neuer starker Mann in Moskau. Das OB
schöpft Hoffnung aus dem Untergang der
Kommunisten, der auch dem nördlichen
Ostpreußen Nutzen bringen könne.

11. Dezember 1991: In Maastricht be-
schließen die EG-Regierungen eine „Wirt-
schafts- und Währungsunion“, das Ende
der D-Mark wird eingeläutet. Das OB hat
böse Ahnungen: „Der Zahlmeister
Deutschland soll künftig dem großen
Gleichmacher Ecu (Vorläufername des
Euro, d. Red. 2010) frönen.“

21. Dezember 1991: Das
Ende der UdSSR wird be-
schlossen, ihre letzte
Stunde soll zum Jahres-
wechsel schlagen. Die „Ge-
meinschaft Unabhängiger
Staaten“ (GUS) tritt an ihre
Stelle. Auch die baltischen
Länder bekommen ihre bereits vor Mona-
ten ausgerufene Souveränität aus Moskau

bestätigt, sie bleiben der GUS fern. Im OB
lesen wir verhalten optimistisch: „Das alte
Russland meldet sich in die Geschichte zu-
rück.“

4. Oktober 1993: Putschversuch gegen Jel-
zin scheitert. Das OB warnt noch während
des Putsches vor einer möglichen weiteren
Eskalation der Stimmung in Moskau, wenn
der Westen die Ausdehnung der Nato unge-
hemmt weiter betreibt: „Russland fürchtet
die Isolation.“

27. September 1998: Kanz-
ler Kohl wird abgewählt, die
Union stürzt in eine tiefe
Krise. Während sich Rot-
Grün noch ungetrübter Feier-
laune hingibt, ahnt das OB
bereits in der Woche nach
der Wahl: „Der noch zu wäh-
lende Bundeskanzler Schrö-

der ist um seine Aufgabe nicht zu
beneiden.“Fo
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Mit dem Niedergang des Ostblocks
konnten die Vertriebenen nicht nur
leichter in ihre Heimat reisen, auch
jene von ihnen, die es nach Flucht
und Vertreibung auf den Boden der
späteren DDR verschlagen hatte,
konnten sich erstmals landsmann-
schaftlich organisieren.

Das Auto war bis oben voll ge-
packt mit Ostpreußenblättern, sogar
auf dem Schoß hatte Friedhelm
Schülke einen Packen Zeitungen.
Bang schlug ihm und seinem Chef
Manfred Schukat, der den Wagen
fuhr, das Herz, als sie Ende Januar
1990 die Grenze zurück in die DDR
passierten. Das, was sie taten, war
verboten, denn Vertriebene durften
sich im sozialistischen Osten
Deutschlands nicht organisieren,
doch den beiden Männern war das
egal. Angetrieben von einer neu er-
wachten Energie, die ihnen das Ge-
fühl vermittelte, dass nach all den
Jahren des Versteckens nun ihre Zeit
gekommen sei, wagten sie mit ihrer
verbotenen Ladung die Provokation
der Soldaten. Doch diese ließen sie
ohne ein Wort die seit dem 9. No-
vember 1989 durchlässige deutsch-
deutsche Grenze überfahren.

Es muss in den ersten Tagen des
Jahres 1990 gewesen sein, als die

beiden in Anklam lebenden Ost-
preußen auf einer Veranstaltung in
Neubrandenburg dem damaligen
Sprecher der Landsmannschaft Ost-
preußen (LO), Staatssekretär Dr. Ott-
fried Hennig, begegnet waren.
Dieser hatte die beiden ermuntert,
doch einmal die Geschäftsstelle der
LO und die Redaktion des Ostpreu-
ßenblattes in der Parkallee 84/86 in
Hamburg zu besuchen. Als sich
dann Anfang 1990 ein Geschäftster-
min mit einer westdeutschen Groß-
handelsfirma in Hamburg-Schnel-
sen abzeichnete, entschieden sich
Schukat und Schülke, diesen mit
einem Besuch in der Parkallee zu
verbinden. Am Freitag, dem 26. Ja-
nuar 1990, so ist im Fahrtenbuch
der beiden Geschäftspartner noch
heute zu lesen, war es dann so weit.
Noch heute erinnern sich der Lan-
desvorsitzende der Landsmann-
schaft Ostpreußen in Mecklen-
burg-Vorpommern, Manfred Schu-
kat, und sein Mitarbeiter Friedhelm
Schülke, dass man sie in Hamburg
herzlich empfangen und ihnen zahl-
reiche Kartons mit Zeitungen mit-
gab, die sie dann erfolgreich über
die deutsch-deutsche Grenze in die
DDR überführten.

Zwar hätten die Ostpreußenblät-
ter weit über die Stadtgrenzen An-

klams hinaus reißenden Absatz ge-
funden, doch bis zur Gründung von
Ortsgruppen sei es noch ein weiter
Weg gewesen, erinnert sich Schülke.
Zwar war das Interesse an der in der
DDR zwangsweise verdrängten
Identität durchaus vorhanden, doch
bloßes Interesse ist noch kein Enga-
gement, ohne aktives Engagement
lässt sich kein lebendiges Vereinsle-
ben aus dem Nichts aufbauen.

Ein Blick in die alten Ausgaben
des Ostpreußenblattes zeigt, dass es
1990 noch kaum Aktivitäten von
Heimatvertriebenen in der noch bis
zum 3. Oktober 1990 auf dem Pa-
pier existierenden DDR gab. 

„Im Wahlkampf zur ersten freien
Volkskammerwahl am 18. März
1990 haben wir in unseren Lokal-
zeitungen erstmals eine Meldung
veröffentlicht“, erinnert sich

Schülke. „DSU für Ostpreußen“:
Unter Angabe ihrer persönlichen
Adresse wagten die beiden Mitglie-
der der Deutschen Sozialeen Union
(DSU), die im Bündnis mit der CDU
und dem Demokratischen Aufbruch
(DA) das „Bündnis für Deutschland“

bildete, den Schritt in die Öffent-
lichkeit. „Es gab aber noch die DDR-
Gesetze, wonach Landsmann-
schaften verboten waren. Aber wir
bekamen Zuschriften ohne Ende
und haben hunderte Ostpreußen-
blätter verschickt. Damals haben wir

sehr viele Kontakte geknüpft, die
zum Teil bis heute bestehen. Aus
dieser Zeit existieren viele persön-
liche Briefe“, fügt Schukat hinzu. 

Doch wirklich los ging es am 9.
März 1991 im Theater in Anklam.
Wilhelm v. Gottberg, damals Stell-

vertretender Sprecher der LO,
stellte vor 800 Gästen, wie das Ost-
preußenblatt damals über die Ver-
anstaltung berichtete, und im
Beisein einer neugierigen Regional-
presse die LO vor und klärte die
versammelten Heimatvertriebenen

über ihre Rechte bezüglich eines La-
stenausgleiches auf. 

Nicht nur in Anklam fanden sich
nach Veranstaltungen wie diesen
einige Freiwillige, die die Grün-
dung eines Ortsvereines übernah-
men. Doch es wäre falsch,
anzunehmen, dass mit dem Ende
der DDR die Heimatvertriebenen
wie befreit sich sofort an den Auf-
bau einer Interessenvertretung mit
einem aktiven Vereinsleben zur
Wahrung der ostdeutschen Tradi-
tion gemacht hätten. „Die Men-
schen waren nach all den Jahren
unter der Fuchtel des SED-Regimes
entpolitisiert“, erklärt Wilhelm v.
Gottberg die Tatsache, dass die
Gründung von Vereinen nur so
langsam voranschritt. Alte Ost-
preußenblätter enthalten überra-
schend wenige Berichte über

Vereinsgründungen in den Jahren
1990 und 1991. „Obwohl die in
Mitteldeutschland lebenden ver-
triebenen Ostdeutschen seit einem
Jahr die Freiheit besonders genie-
ßen, geht die Gründung lands-
mannschaftlicher Gruppen nur
langsam voran. 40 Jahre Reglemen-
tierungen haben ihre Spuren hin-
terlassen, und es fällt manchem
Ostpreußen, Pommern oder Schle-
sier noch schwer, sich einer Lands-
mannschaft anzuschließen oder
Verantwortung zu übernehmen“, so
OB-Autor Horst Zander im April
1991 in dieser Zeitung. Zander er-
wähnt in dem Beitrag, dass zwar
immer mehr Gruppen gegründet
würden und vor allem Wilhelm v.
Gottberg sich stark hierfür einsetze,
doch trotzdem bittet er Landsleute
aus Westdeutschland beim weite-
ren Aufbau um Unterstützung.
Trotz allem: „Die Organisations-
struktur im Osten der heutigen
Bundesrepublik Deutschland ist bis
heute sehr grobmaschig geblieben“,
so Wilhelm v. Gottberg.

Ein Blick auf die Entwicklung der
Abonnentenzahl dieser Zeitung
zeigt, dass diese bis zur Mitte der
90er Jahren einen sprunghaften An-
stieg um mehrere Tausend Leser aus
dem Osten des Landes nahm, doch

schon in der zweiten Hälfte des
Jahrzehnts ebbte das Interesse ab.
Ein Grund hierfür dürfte auch die
Tatsache sein, dass vor allem das In-
teresse am Lastenausgleich groß
war. Hierfür setzte sich die Heraus-
geberin dieser Zeitung, die LO, ein.
„Keine Menschen zweiter Klasse“,
lautete ein Artikel zu diesem Thema
im OB. Nach langen politischen
Auseinandersetzungen wurde 1994
vom Bundestag das Vertriebenenzu-
wendungsgesetz beschlossen (siehe
Kasten). Bei so manchem, der dar-
aufhin 4000 D-Mark erhalten hatte,
erlahmte das Engagement zur Ver-
einsarbeit. Auch dürfte es manche
abgestoßen haben, dass sich in man-
chen Ortsvereinen und sogar Lan-
desgruppen der LO, aber auch des
in den neuen Bundesländern stark
vertretenen Bundes der Vertriebe-
nen (BdV) ehemalige SED-Mitglie-
der an die Spitze setzten. „Genossen
in die Vereinen“, soll die Devise für
ehemalige Mitglieder der mit der
DDR ins Abseits geratenen SED ge-
lautet haben, erinnert sich ein Grün-
dungsmitglied. „Wir sollten lieber
mal nach der SED-Vergangenheit in
den mitteldeutschen Vertriebenen-
verbänden fragen als nach der NS-
Vergangenheit im BdV“, lästert es.

Rebecca Bellano

Die ostdeutschen Heimatvertriebenen, die nach Flucht und Ver-
treibung anlässlich des Zweiten Weltkrieges im von den West-

alliierten verwalteten Teil Deutschlands Aufnahme fanden, wurden
1952 wenigstens symbolisch entschädigt. Zwar konnte das Gesetz
über den Lastenausgleich nicht alle materiellen und ideelen Ver-
luste aufwiegen, doch die Geste, jenen Deutschen, die infolge des
Zweiten Weltkrieges und seiner Nachwirkungen Vermögensschä-
den oder andere Nachteile erlitten hatten, entgegenzukommen, war
getan. 

Ihre Verwandten und Nachbarn aus der ostpreußischen, schle-
sischen oder sudetendeutschen Heimat, die es aber in den von der
Sowjetunion verwalteten Teil Restdeutschlands verschlagen hatte,
konnten von einer finanziellen Entschädigung nur träumen. Sie
hatten zu akzeptieren, dass sie offiziell nur „Umsiedler“ waren.
Flucht und Vertreibung war ein Tabuthema, über das nur im klei-
nen Kreis gesprochen wurde. Die Gründung von Vertriebenenver-
einen war in der DDR unvorstellbar.

Als 1990 die beiden verbliebenen Teile Deutschlands vereinigt
wurden, lag eine finanzielle Entschädigung in weiter Ferne. Da
keine historisch gewachsene Interessenvertretung existierte,
dauerte es bis zum 27. September 1994, bis nach langem politi-
schen Kampf das Vertriebenenzuwendungsgesetz 4000 D-Mark
für jeden vorsah, der in das Raster der von der Politik vorgese-
henen Bestimmung passte. Das Geld gab es nur für jene, die bis
zum 30. September 1995 ihren Antrag einreichten. Außerdem
mussten sie akzeptieren, dass sie mit dieser Zuwendung alle
weiteren innerstaatlichen Ansprüche auf Entschädigung der ma-
teriellen Schäden und Verluste, die mit den Ereignissen und Fol-
gen des Zweiten Weltkriegs in Zusammenhang standen,
verzichteten. 

Insgesamt wurden auf diesem Weg 2,1 Milliarden D-Mark aus-
gezahlt. Das bezüglich der anspruchberechtigten Personen deut-
lich weiter gefasste Lastenausgleichsgesetz von 1952 zahlte bis
1982 115 Milliarden D-Mark aus. Bel

Das Vertriebenenzuwendungsgesetz von 1994
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Auf zu neuen Lesern
Mit dem Fall der Mauer 1989 erweiterte sich die Zielgruppe für diese Zeitung um Tausende

Erst 1991 wurde in den neuen Bundesländern
zögerlich die ersten Ortsvereine 

gegründet −− Hilfe des Westens war erwünscht
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24. März 1999: Im Kosovo führt Deutsch-
land erstmals seit 1945 wieder Krieg. Im OB
gehen die Meinungen diesmal stark ausein-
ander. Es heißt – pro Kriegsteilnahme: „Die
Bundesrepublik kann es nicht hinnehmen,
dass vor ihrer Haustür Völkermord verübt
wird.“ Kritisiert wird, dass die Operation
begonnen wurde, ohne konkrete Vorstellun-
gen über Ablauf und Folgen: „Die immer
diffuser werdenden Verlautbarungen lassen
erkennen, dass man sich diese Fragen reich-
lich spät zu stellen begonnen hat.“

18. Januar 2000: Kohl gibt wegen unge-
klärter Parteispenden nach Aufforderung
der Parteispitze seinen CDU-Ehrenvorsitz
ab. Das OB fragt mit Blick auf die Chancen
zur Erneuerung der Partei nach der Ära
Kohl: „Ist die CDU noch zu retten?“

März 2000: Nach der Rücktrittsankündi-
gung Wolfgang Schäubles tritt mehr und
mehr Angela Merkel als wahrscheinliche
künftige CDU-Chefin aus der Kulisse. Sie

wurde von der alten Garde der
Union oft milde belächelt, das
OB stellt fest: „Die alten Her-
ren der CDU haben ‚das Mäd-
chen‘ unterschätzt.“

Sommer und Herbst 2000:
Der „Kampf gegen Rechts“ er-
fasst die öffentliche Debatte.
Das OB resümiert im Dezem-
ber kritisch: „Festzustellen ist
jedenfalls, dass der ,Aufstand
der Anständigen‘ weder rechts-
extreme Gewalt eindämmen
konnte noch zu einer Atmo-
sphäre jener ständig beschwo-
renen ,Menschlichkeit und
Toleranz‘ beigetragen hat. Im Gegenteil: Hy-
sterie, Mißtrauen und – wie im Falle Seb-
nitz unübersehbar – blanker Haß senkt sich
über unser Land seit vergangenem August.“

11. September 2001: Die Anschläge von
New York und Washington erschüttern

die Welt. Für das OB Anlass,
bisherige Tabus im Umgang
mit Islamisten zu hinterfra-
gen: „Tatmotiv für die An-
schläge war Hass,
unbändiger Hass. Woher
kommt dieser Hass? Hinter
dem Schutz von Meinungs-
und Glaubensfreiheit und
der bei uns fast zur Ideolo-
gie verkommenen Toleranz
für alle und alles
haben radikale
m u s l i m i s c h e
Kreise in Westeu-
ropa Strukturen
aufgebaut, von

denen demokratie- und men-
schenfeindliches Gedankengut
ausgeht.“

1. Januar 2002: Der 1999
eingeführte Euro kommt jetzt
als Bargeld, die D-Mark ver-

schwindet. Der OB-Kommentator hat
sich schon im Dezember ein so genann-
tes „Start-Paket“ geholt mit ein paar
Euro-Münzen zum Drangewöhnen. Er
schreibt allerdings melancholisch: „Es ist
ein trauriges Weihnachtsgeschenk. Man
wähnt sich betrogen.“

19. April 2003: Erstmals erscheint
diese Zeitung unter dem Haupttitel Preu-
ßische Allgemeine Zeitung (PAZ), seit

dem Vorjahr bereits Untertitel
für Das Ostpreußenblatt. Am
selben Tag bricht der zweite
Irakkrieg aus. Die PAZ ist äu-
ßerst skeptisch hinsichtlich
der Washingtoner Kriegsbe-
gründungen: „George W. Bush
begründete den Angriff mit
der Behauptung, der Irak ge-
fährde die Sicherheit der USA.
Eine derart fadenscheinige Be-
hauptung ist wohl noch nie für
einen Angriffskrieg herange-

zogen worden. Der Irak war keine Be-
drohung, sondern ein Vorwand.“

1. Mai 2004: Die EU wächst um zehn
neue Mitglieder, darunter Polen, die
Tschechische Republik, Ungarn, die Slo-
wakei und Litauen. Doch die Neumitglie-
der sind sich untereinander teilweise alles
andere als grün, was Zündstoff in die EU
tragen könnte, warnt die PAZ : „Die erwei-
terte Europäische Union wird es noch zu
spüren bekommen, dass die Fremdheits-
gefühle zwi-
schen den
wests lawi-
schen Völ-
kern sowie
die balti-
schen Eigen-
willigkeiten
nur ein paar
schreckliche
Jahrzehnte
hindurch zu-

Eine Verpflichtung Preußen gegenüber
Hans Heckel erklärt, warum Das Ostpreußenblatt zur Preußischen Allgemeinen Zeitung wurde

60 JAHRE

Schon Ende der 60er Jahre wan-
delte sich diese Zeitung vom Organ
der Landsmannschaft Ostpreußen
zur unabhängigen Zeitung für
Deutschland. Ein Blick in die Zu-
kunft mahnte weitere Veränderun-
gen an, um die Gegenwart und die
Vergangenheit publizistisch weiter
begleiten zu können.

„Das ist ja eine tolle Zeitung, die
Sie da machen. Der politische Teil,
die Geschichte, die Kultur und alles
– ganz wunderbar. Aber ich bin ja
leider kein Ostpreuße, also ist das
wohl nichts für mich.“ Kein Mitar-
beiter des Ostpreußenblattes (OB),
der diesen Satz nicht zum Haare-
raufen oft gehört hatte. Es schien
fast, als hemme diese Menschen
eine unerklärliche Scham, als woll-
ten sie sich nicht in die inneren An-
g e l e g e n h e i te n
eines fremden
Stammes einmi-
schen, gerade
weil sie ihn und
die von seinem
Verband heraus-
gegebene Zeitung
achteten.

Natürlich hatte man längst ein
Gegenargument: „Na und? Muss
man denn Hesse sein, um die
,Frankfurter Allgemeine‘ lesen zu
dürfen?“ Es half nichts.

Bekanntlich gab (und gibt) es
zahllose Vertriebenen- und auch
west- und mit-
te ldeutsche
Heimatzeitun-
gen, die sich
bewusst aus-
schließlich auf
die Pflege der
Kultur und des
Gedächtnisses
ihrer Region be-
schränkten. Auch
für Ostpreußen
existiert eine ganze
Reihe solcher oft
ausgezeichneter Pe-
riodika. Doch das OB
war schon seit den
50er Jahren anders,
die allgemeine Politik
nahm einen breiten
Raum ein, weshalb sich
schon frühzeitig Leser
für die Zeitung begei-
stern konnten, deren
Wurzeln nicht östlich der
Weichsel liegen.

Diesen Weg ging der
langjährige Chefredakteur
Hugo Wellems (1912−−1995),
der die Zeitung von 1967 bis
kurz vor seinem Tode führte,
konsequent weiter. Unter
ihm wurde schon Ende der
60er Jahre aus dem „Organ
der Landsmannschaft Ost-
preußen“ die „Unabhängige
Wochenzeitung für Deutsch-
land“. Mitte der 90er Jahre aber

wurde klar: Um breitere Leser-
schichten zu erreichen, muss sich
die Zeitung auch im äußeren Er-
scheinungsbild noch stärker öffnen
und das, ohne ihre Richtung, ihre
besondere Qualität zu verlieren.

Doch dieser Weg musste auch
mit aller Behutsamkeit beschritten
werden: Für seine ostpreußischen
Leser war das OB zu einem unver-
zichtbaren Stück alte Heimat ge-
worden. Wer soviel verloren hat
wie sie, der achtet aufmerksam auf
das Wenige, das ihm noch geblie-
ben ist. Und da nahm die Zeitung
für viele einen zentralen Platz ein.
Wie würden diese Leser reagieren,
wenn ihnen „ihr Ostpreußenblatt“
plötzlich, geöffnet für neue Leser-
schichten, in neuem Gewande er-
schiene, mit neuem Haupttitel? 

Aber den bequemen Weg ein-
schlagen und 
einfach weiterma-
chen, das kam für
Herausgeber und
Redaktion nicht in
Frage, denn: Na-
türlich hätte man
sich einigeln kön-

nen in den engen Kokon einer „rei-
nen Heimatzeitung“. Doch würde
das dem historischen Anspruch ge-
recht, dem sich eine Region wie
Ostpreußen gegenübersieht? Dage-
gen sprach die Geschichte 
dieses Land-

strichs ebenso wie seine bedeut-
same Einbettung in die Entwick-
lung ganz Deutschlands: Erst mit
der Erhebung des brandenburgi-
schen Kurfürsten Friedrich III. zum
„König in Preußen“ 1701 wurde
aus dem alten Herzogtum Preußen

das spätere Ostpreußen, während
sich sein Name Preußen zum Titel
eines Gesamtstaates mauserte, aus
dem 170 Jahre später das Deutsch-
land Bismarcks geboren werden
sollte. 

Aus dieser hervorgehobenen hi-
storischen Rolle ergab sich eine
Verpflichtung Ostpreußens ganz
Preußen gegenüber, der sich eine
Zeitung, für die Geschichtsbe-
wusstsein zu den Grundfesten
zählt, nicht verschließen konnte.
Dies war allen Beteiligten klar.

Hinzu kam, dass aus der mittler-
weile Tausende zählenden Schar
nichtostpreußischer Leser immer
nachdrücklicher die Ermutigung zu
uns drang, doch endlich herauszu-

kommen aus dem
„Schneckenhaus“,

uns wirklich zu öffnen und auf eine
breitere Basis zu stellen.

Ende der 90er Jahre waren die
Würfel dann im Grunde gefallen.
Doch eine Frage harrte noch der
Klärung: Wie sollte das Blatt dann
künftig heißen? 

Heute, da der Titel seit sieben
Jahren oben auf der Zeitung prangt,
scheint die Frage etwas merkwür-
dig: Wie denn sonst?

Doch so einfach war es beileibe
nicht. Vieles wurde erwogen und
wieder verworfen, bis Ruth Geede,
die älteste Mitarbeiterin der Re-
daktion, die ihre journalistische Tä-
tigkeit bereits 1931 beim
Königsberger Kinderfunk begon-
nen hatte, das Ei des Kolumbus auf
die Spitze stellte: „Preußische All-
gemeine Zeitung“ schlug sie vor,
was nach der energischen Fürspra-
che des Sprechers der Herausgebe-
rin auch in der Führung der
Landsmannschaft Zuspruch fand.

Nun folgte die nächste Hürde: Wie
wollen wir das um-
setzen? Die zu erwar-

tenden Irritationen bei den treuen
Stammlesern nagten heftig. Ande-
rerseits ermutigte die Hoffnung auf
deren „preußische Disziplin“. Diszi-
plin bedeutet ja nicht, Preußen wis-
sen das, „Strammstehen“ oder
ähnlich Banales. Es bedeutet Ein-
sicht in die Notwendigkeit. 

Dennoch war nun viel Rücksicht-
nahme gefragt. Also war allen klar:
Wir machen das nicht einfach von
einem Tag auf den anderen. Die
Menschen müssen Zeit haben, die-
sen schwerwiegenden Schritt zu
verdauen, sonst überfordern wir zu
viele.

So wurde mit der Folge vom 29.
September 2001 der Titel „Preußi-
sche Allgemeine Zeitung“ zunächst
recht klein unter „Das Ostpreußen-
blatt“ gestellt. Jetzt hieß es abwarten.

Die Reaktionen waren ganz über-
wiegend positiv:
„Voller Genugtu-
ung und Freude
sah ich es“,
schrieb eine Lese-
rin. Ein anderer
Leser hingegen
fand den neuen
Untertitel überflüssig, das OB habe
sich den Ruf einer für viel mehr
Menschen als für Ostpreußen le-
senswerten Zeitung längst auch mit
dem alten Titel erworben.

Andere wiesen bloß auf einen or-
thographischen Fehler hin: Das „s“
in „Preußische“ war ein rundes „s“,
also falsch. Ein blöder Fehler, der
entstanden war, weil die Druckerei
plötzlich kein korrektes langes „s“
auftreiben konnte. Nach drei Folgen
war das jedoch gelöst. Indes: Dass
ein solches Detail bei vielen das
einzige war, was sie erregte, be-
stärkte uns nur in der Gewissheit,
auf dem richtigen Weg zu sein. 

Die Schrift, eine Standardva-
riante, konnte ohnehin nicht die
endgültige sein, da war man sich
schnell einig. Also wurde ein Gra-
phiker beauftragt, einen eigenen
PAZ-Schriftzug zu entwerfen. Seit
dem 19. Januar erschien der Unter-
titel nun in der Variante, die mit
leichten Veränderungen bis heute
gilt. Ab jenem Tag wurde der Un-

tertitel auch deut-
lich größer.

Schließlich kam
der große Mo-
ment: Am 29.
März 2003 er-
klärte die Heraus-
geberin des OB,

dass die Zeitung ab dem 19. April,
dem Erscheinungstag der Osteraus-
gabe, den Haupttitel „Preußische
Allgemeine Zeitung“ tragen werde. 

Die Leserreaktionen waren ganz
überwiegend positiv bis begeistert.
Einige wenige jedoch mochten den

Verlust des alten
Hauptt i te l s
nicht verwin-
den. Hoch mo-
tivierend war
allerdings, wie
enthusiastisch
selbst langjäh-
rige Leser mit-
gingen bei der
alles andere als
einfachen Opera-
tion: „Wir finden
es großartig, dass
Sie weiter in die
Zukunft schauen
und eine Zeitung
wie das Ostpreußen-
blatt nicht einfach
verschwinden lassen
wollen“, schrieb eine
aktive Ostpreußin, die
die Zeitung nach eige-
nen Angaben seit der
ersten Folge 1950 abon-
nierte. „Mutiger Schritt“
lobte ein anderer. Eine
ebenfalls langjährige Le-
serin offenbarte, dass mit
dem neuen Haupttitel gar
„ein langer Wunsch“ von
ihr „in Erfüllung gegan-
gen“ sei, und eine 22-jäh-
rige Germanistin bedankte
sich schlicht. Ein Leser
wagte gleich den Blick auf
den nächsten Schritt, der
erst Jahre später folgen sollte:
„An den Kiosk“!

Disziplin bedeutet nicht »Strammstehen« 
oder ähnlich Banales, sondern 

bedeutet Einsicht in die Notwendigkeit

Einigeln im 
Kokon einer »reinen

Heimatzeitung«?

Ruth Geede 
schlug den heutigen

Haupttitel vor
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Die allgemeine Linksdrift der Medienlandschaft und das Internet eröffnen Raum für den dauerhaften Erfolg der PAZ

gedeckt waren, sich jedoch während der
sowjetrussischen Zwangsherrschaft kei-
neswegs aufgelöst haben.“

19. April 2005: Mit Kardinal Ratzinger
als Benedikt XVI. wird erstmals seit Jahr-
hunderten wieder ein Deutscher Papst.
Er hat Gegner, wie es scheint vor allem in
Deutschland, doch die Preußische Allge-
meine Zeitung stellt
fest: „Die Gegner sind
mit den Jahren weniger
geworden. Entweder hat
der Kardinal sie mit den
besseren Argumenten
überzeugt oder mit dem
längeren institutionel-
len Atem an den Rand
gedrängt. Auch sein lei-
ser, intellektueller
Charme mag dazu bei-
getragen haben. Jedenfalls scheut er die
Debatte nicht, auch nicht mit kritischen
Geistern.“

18. September 2005: Bundestagswahl,
die Mehrheitsverhältnisse führen zur
Großen Koalition. Die Erwartungen der
PAZ fallen verhalten aus: „Was ist von der
nun antretenden neuen schwarz-roten
Bundesregierung zu erwarten? Union und
SPD haben große gemeinsame Zukunfts-
entwürfe zur Besserung der Verhältnisse
in dieser Republik nicht gewagt ... Das

dringend gebotene Um-
steuern sowohl bei der
Steuer- und Finanzpoli-
tik als auch bei der Ar-
beitsmarkt- und
Familienpolitik findet
nicht statt. Ein weiter so
ist angesagt.“

9. Juli 2006: Mit der
Fußball-WM endet ein
fröhliches, von unge-

zwungenem Patriotismus durchwehten
Dauerfest, das viele überrascht hat. Die
PAZ fragt: „Hat diese einmonatige Dauer-

feier Deutschland über den Tag hinaus
verändert? ... Ein Volk ist freier geworden

– im Umgang mit sich und seinen Sym-
bolen wie mit der Welt. Viele haben sich
erstmals leidenschaftlich als Teil einer
Nation gefühlt.“

März 2008: Mit dem beinahe-Zusam-
menbruch der US-Bank „Bear Sterns“
strebt die Finanzkrise ihrem ersten Hö-
hepunkt entgegen. Die PAZ sieht dunkle
Wolken aufziehen: „Völlig offen ist, ob Re-

gierungen oder Notenbanken je wieder
eine Art wirksamer Kontrolle über die Fi-
nanzmärkte bekommen werden. In der
gegenwärtigen Krise, ausgelöst durch den
undurchsichtigen Handel mit Schuldver-
schreibungen auf fragwürdige Kredite,
waren Ministerien und Notenbanken
weitgehend ahnungslos. Dabei wird es
vermutlich bis auf weiteres bleiben.“

Sommer 2008: Ein Lösung im Afghani-
stankonflikt rückt in immer weitere Ferne.
Die PAZ bemängelt Unehrlichkeit der Po-
litik: „Die rot-grüne
Regierung unter Kanz-
ler Schröder und Au-
ßenminister Fischer
hatte Deutschland
durch den Militärein-
satz in Afghansitan zu
einer kriegführenden
Nation gemacht –
ohne den Bürgern zu
eröffnen, was dies

nach dem Kriegsvölkerrecht wirklich be-
deutet. Das Kabinett Merkel geht mit den
Bürgern nicht ehrlicher um. Noch immer
wird die Vorspiegelung aufrecht erhalten,
am Hindukusch sei eine Art Technisches
Hilfswerk im Einsatz, abgesichert durch
einige Soldaten.“

27. September 2009: Schwarz-Gelb ge-
winnt die Bundestagswahl. Schon kurz
darauf bemerkt die PAZ verblüfft: „Über-
raschend holprig und auch kleinmütig be-
gann die neue, schwarz-gelbe

Bundesregierung. Über
durchgreifende Refor-
men besteht keine Ei-
nigung, die dringend
notwendige Sanierung
der Staatsfinanzen
wurde auf unbe-
stimmte Zeit vertagt.“

Zusammengestellt
von Hans Heckel

Hat die Preußische Allgemeine
Zeitung am intensiv umkämpften
deutschen Medienmarkt eine
Chance? Wenn ja, worin besteht
diese Chance, und wie kann sie
bestmöglich genutzt werden? Die
These lautet: Jawohl, die Preußi-
sche Allgemeine kann durchaus
ihren 80. und auch 100. Geburtstag
erleben, wenn sie weiterhin die
Zeichen der Zeit erkennt und ei-
nige Fehler vermeidet.

Die Auflagenentwicklung sagt
nicht alles über das Wohl und
Wehe einer Zeitung, aber sie ist
doch zusammen mit dem wirt-
schaftlichen Ergebnis die vielleicht
wichtigste Kennziffer. Was die Auf-
lage angeht, so begann diese Zei-
tung 1950 eher klein, steigerte ihre
Verbreitung dann aber im Laufe
der 1950er Jahre rasch auf etwa
130000 Exemplare pro Woche. Na-
türlich war das Interesse der Ost-
preußen an ihrer Heimat fünf Jahre
nach der Vertreibung nicht gerin-
ger als 15 Jahre danach, aber die
wirtschaftlichen Möglichkeiten
hatten sich vergrößert. Im Zuge des
Wirtschaftswunders der fünfziger
Jahre konnten sich viele irgend-
wann ein Zeitungsabonnement lei-
sten, die das 1950 noch nicht
konnten.

Seit etwa Anfang der 1960er
Jahre ist diese Zeitung dann „auf-
lagetechnisch“ nur noch zweimal
gewachsen: Anfang der 1990er
Jahre, als eine vierstellige Zahl
neuer Bezieher in den neuen Bun-
desländern hinzugewonnen wur-
den und schließlich in der
allerjüngsten Zeit durch Werbeak-
tivitäten im Internet seit Herbst
2009 und den Start des freien Ver-
kaufs der Zeitung an Kiosken und
im Zeitungsfachhandel seit Januer
dieses Jahres.

Obwohl also die Zeitung heute
kleiner ist als vor 50 Jahren, er-
reicht sie Woche für Woche immer
noch rund 50000 Leser, denn sie
wird intensiv weitergereicht.
Zudem hat sich die relative Posi-
tion des Blattes verbessert: War sie
noch vor 25 Jahren eine konserva-
tive Stimme unter vielen in der
Landschaft der deutschen (Wo-
chen-)Publizistik, so steht sie in
diesem Bereich heute fast alleine
da. Andere Medien in diesem Be-
reich sind entweder weit in die
(links-)liberale Mitte gerückt, oder
sie sind untergegangen − oder
nacheinander beides. Buchstäblich
an einer Hand kann man heute die
gediegen-konservativen gedruck-
ten Periodika in Deutschland ab-
zählen.

An dieser Stelle liegen für die
Preußische Allgemeine Zeitung
Herausforderung und Chance zu-
gleich. Nachdem sich das Blatt
schon vor Jahrzehnten thematisch
weit geöffnet hatte und keineswegs

nur über Ostpreußen und die un-
mittelbar angrenzenden Themen
(etwa der Außen-, Wirtschafts- und
Sozialpolitik) berichtet hatte, folgte
vor etwa zehn Jahren der nächste
Schritt: Das Blatt erweiterte seinen
Titel und wechselte schließlich
zum heutigen (ersten) Namen
(siehe Seite VII).

Denn eines war klar und ist seit-
dem noch sicherer geworden: Der

klassische Vertriebenenbereich, also
der Kreis derer, die sich auch in der
dritten Generation nach der Vertrei-
bung immer noch so sehr für ihre
Herkunft interessieren, dass sie des-
wegen eine Wochenzeitung abon-
nieren würden, reicht nie und
nimmer aus, um das Überleben die-
ses Blattes zu sichern. Es ist ja eine
bedrückende Tatsache, dass 65 Jahre
danach von den Enkeln der über 14
Millionen vertriebenen und enteig-
neten Ost- und Sudetendeutschen
weit weniger als 1 Prozent sich noch
als Ost- und Sudetendeutsche ver-
stehen. Fragt man nach konkreteren
Fakten als kleine Familientraditio-
nen – etwa eigene Aktivitäten, Mit-
gliedschaften oder eben ein
bezahltes Zeitungsabo –, dann
dürfte dieser Anteil bei den heute
unter 35-Jährigen mit Wurzeln im
Osten (ohne die Aussiedler) sogar
unter ein Promille liegen.

Was diesen traurigen Befund −
der natürlich ein Kulturgut gefähr-
det und sich auch deutlich abhebt
von der Lage etwa bei den Arme-
niern − erklärt, ist ein Kapitel für
sich. Klar ist nur: Davon allein kann
keine Zeitung leben. Und doch hat

dieses Blatt seine Chance am Markt.
Vor allem zwei Gründe stehen für
diese optimistische Einschätzung.

Da ist zum einen der freigewor-
dene Raum in der „rechten Mitte“,
also in demjenigen Teil des gesell-
schaftlichen Spektrums, den bis
weit in die 1980er Jahre hinein po-
litisch der konservative Flügel der
CDU und publizistisch Medien wie
der „Rheinische Merkur“, die

„Welt“, die „FAZ“, der „Rheinische
Merkur“ und ziemlich lange auch
das „Deutsche Allgemeine Sonn-
tagsblatt“ abgedeckt und „bedient“
haben.

Dieser Bereich ist zwar eindeutig
kleiner geworden, aber nicht so viel
kleiner, wie die entsprechende Ver-
schiebung der Medienlandschaft es
vermuten lassen könnte. Es ist fra-
pierend, in welchem Umfang heute

relevante Themen und Fragestellun-
gen in der öffentlichen Diskussion
einfach keinen Raum mehr finden.
Das gilt für aktuelle Fragen ebenso
wie für historische.

Um ein Beispiel zu nennen. Ziem-
lich genau 65 Jahre liegt der Skan-
dinavienfeldzug der Deutschen
Wehrmacht zurück mit Besetzung
Dänemarks und Norwegens. Der
Vorgang als solcher findet viel Raum
in den Medien, aber ganze Teilkapi-

tel der damaligen Geschichte wer-
den oft einfach unterschlagen. Wie
viele Medien berichten so klar wie
die Preußische Allgemeine (siehe
Seite 10!) über die britischen Inter-
ventionspläne in Norwegen, denen
Deutschland wirklich nur knapp
zuvor kam? Und wie viele beschrei-
ben die Kooperations-, um nicht zu
sagen Kollaborationsbereitschaft, in
den betroffenen Ländern so, wie sie

eben tatsächlich vorhanden war?
Die PAZ ist fast das letzte seriöse
Medium, das solche Informationen
noch bietet, mit Respekt nicht nur
für die deutschen Soldaten der da-
maligen Zeit, sondern auch mit
einem abgewogenen, differenzierten
Urteil über die damaligen deut-
schen Akteure in Politik und Diplo-
matie. Wir nennen das Verbrechen
Verbrechen und die militärische

Leistung militärische Leistung −
und das jeweils auf allen Seiten.
Und wir wissen aus dem Leserecho,
dass es viele gibt, die eben diese Of-
fenheit und Breite der Berichterstat-
tung schätzen.

Auch in der aktuellen Diskussion
legt sich ein links-liberal geprägtes
Meinungsklima wie Mehltau über
die politische Landschaft und er-
stickt viele Debatten im Keim. Es ist
schon ein Phänomen, dass nach

langer und differenzierter Diskus-
sion 57 Prozent der Schweizer be-
schließen, ein Neubauverbot für
Minarette in ihre Verfassung zu
schreiben, aber der deutschen poli-
tischen Diskussion (auch der in
den etablierten Medien) kaum
mehr dazu einfällt als die Warnung
vor Rechtspopulismus und Rechts-
extremismus. Eine differenzierte
Wiedergabe des Für und Wider der

Debatte in der Schweiz – mit wel-
chem Fazit dann auch immer –
fand kaum statt. Dass diese Haltung
nicht frei von Arroganz gegenüber
einem kleinen Nachbarland ist
(und sogar Parallelen zu früheren
Zeiten hat, in denen man in Berlin
mit Schweizer Basisdemokratie
ebenfalls nichts anfangen konnte)
sei nur am Rande erwähnt. So oder
so: Für ein Medium, dass sich um
diese nachgerade absurden Selbst-
beschränkungen im Denken und
Schreiben nicht schert, eröffnet
diese Konstellation eine sehr große
Chance.

Allerdings bleibt es dabei wichtig,
sich auch nicht an der „political cor-
rectness“ und den oft absurden lin-
ken Irrtümern und Tabuisierungen
„abzuarbeiten“, möglicherweise in
einem Ton der ständigen Empö-
rung oder auch der Bitterkeit. Das
wäre zwar naheliegend, aber es
brächte zwei Probleme: Man wäre
a priori in der Defensive und man
ließe sich die Themen diktieren.

Die Preußische Allgemeine hat
sich deswegen darauf verlegt, über
diese „weißen Flecken“ und schie-
fen Bewertungen normalerweise in

einem eher unterkühlten Ton zu
berichten und keineswegs über
jedes Stöckchen zu springen, das
andere in die Höhe halten. Auch
das unterscheidet uns von anderen
Blättern und wird von unseren Le-
sern geschätzt.

Der zweite große Chance für den
erfolgreichen Fortbestand der
Preußischen Allgemeinen tut sich
im Internet auf. In den vergange-
nen Jahren ist eine unabhängig-
konservative „Bloggerszene“
entstanden, die in dem Maße
wächst, wie etablierte (Print-)Me-
dien ganze Themenbereiche ver-
nachlässigen − von der Intergration
über die demographische Entwick-
lung bis zur Zerstörung der Familie.
Einige dieser Foren erreichen Zu-
griffszahlen von 25000 und mehr
am Tag − und das vielfach ohne pro-
fessionell-journalistischen Auftritt,
ohne feste Struktur und klare Pro-
grammatik. Die Szene ist also
höchst vital, sie ist ziemlich jung, al-
lerdings auch etwas konturenlos,
um nicht zu sagen amorph.

Wenn die PAZ von diesem Strom
− genauer: Von dieser Fülle an klei-
nen Gewässern, die in der Summe
einen Strom ausmachen, auch nur
einen Teil an sich binden könnte,
wäre ihr auskömmliches Leben auf
unabsehbare Zeit gesichert. Einfach
ist das allerdings nicht, insbeson-
dere ist es im Internet bis heute weit
schwerer, Umsätze zu generieren als
Aufmerksamkeit.

Und um bei stärkerem Engage-
ment in diesem Bereich nicht selbst
Profil und Kontur einzubüßen, blei-
ben klare Orientierungen und Weg-
marken unverzichtbar. Dazu
gehören die preußischen Tugenden,
einschließlich der Traditionen Ost-
preußens und des historischen
deutschen Ostens, die diese Zeitung
unverwechselbar machen.

Das andere aber − und es hängt
eng mit den preußischen Werten zu-
sammen − ist das „C“, also das spe-
zifisch christliche Element im
Wertekanon dieses Blattes. Man
kann durchaus sagen: Preußisch
ohne „C“ geht nicht! Die großen Ge-
stalten Preußens waren, wenn nicht
gläubige Christen (wie etwa Bis-
marck), dann zumindest christlich
inspiriert und geprägt. Deutschland
und Europa sind eben nicht von
„christlichen Werten“ oder vom
„christlichen Menschenbild“ inspi-
riert und geprägt worden, sondern
vom christlichen Glauben als sol-
chem. Diese Werte und dieses Men-
schenbild sind keineswegs der
Stempel, der Deutschland und
Europa geprägt hat, sondern nur der
Abdruck, den dieser hinterlassen
hat. Konservativismus ohne christli-
che Inspiration funktioniert auf dem
alten Kontinent nicht − es ist oft
genug versucht worden. Und das
gilt für Politik und Publizistik glei-
chermaßen. Konrad Badenheuer
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Ganze Themenbereiche haben kaum mehr
einen seriösen politischen Ort – 

das ist die große Chance dieser Zeitung
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Eine Feier in preußischer Bescheidenheit
60 Jahre Preußische Allgemeine Zeitung – Rückblick, Ausblick und schon jetzt genug Substanz für weitere runde Geburtstage

Ich gratuliere der Landsmannschaft
Ostpreußen, ihrem Sprecher, Herrn v.
Gottberg, und allen Ostpreußen zu

Ihrer Zeitung. Mutig setzt sie Zeichen
und gibt den ostpreußischen Landsleuten
politische Orientierung. Sie hat ihr
Erscheinungsbild modernisiert, bleibt
aber ihrer Tradition, ihrer
Aufgabe und ihren Zielen
treu.

Zeitungen der Vertriebe-
nen haben mehrere Aufga-
ben gleichzeitig zu erfüllen.
Sie sind innerverbandliches
Informationsorgan und sie
vernetzen die in ganz Deutschland und
im Ausland verstreut lebenden Landsleu-
te. Sie sind Bindeglied zwischen den
Generationen, indem sie der jüngeren
Generation von der Heimat der Eltern
und Großeltern berichten, wie es einmal
war und wie es heute ist. So werden die
Jüngeren dazu angeregt, sich mit der Hei-

mat der Vorfahren zu beschäftigen, sie zu
erkunden oder Nachforschungen anzu-
stellen.

So stiften die Zeitungen über die Ver-
treibung, Zerstreuung und Generationen
hinweg Zusammenhalt und Identität. Sie
sind ferner Brücke in die alte Heimat zu

den Menschen, die heute dort leben, zum
Beispiel in Ostpreußen zu den Deut-
schen, Polen, Russen und Litauern.

Herausgeber und „Macher“ des Ost-
preußenblattes waren auch bereit, neue
Wege zu gehen. Der Titel wurde geändert.
Das ist Programm. Die Zeitung erhebt
damit den Anspruch, nicht nur für die

Landsmannschaft Ostpreußen, nicht nur
für Ostpreußen Stellung zu nehmen, son-
dern dezidiert darüber hinaus Entwick-
lungen in Deutschland und Europa zu
kommentieren. Diesen Schritt, über den
eigenen Vertriebenenbereich hinaus
Standort und Standpunkt zu markieren,

klar und kantig, in gut preu-
ßisch-konservativer-aufklä-
rerischer Tradition, halte ich
für bemerkenswert. Die Zei-
tung ist nunmehr auch am
Kiosk zu haben. All dies zeigt
die Zukunftsorientierung der
Landsmannschaft Ostpreu-

ßen und der Preußischen Allgemeinen
Zeitung / Ostpreußenblatt.

Die vielfältigen Kontakte zwischen Bay-
ern und Ostpreußen über die Jahrhun-
derte hinweg sind oft beschrieben wor-
den. Sie führten über die bayerische Ost-
preußenhilfe von 1915 hin zur Übernah-
me der Patenschaft über die Landsmann-

schaft Ostpreußen im Jahr 1978. Diese
Patenschaft hat der Freistaat Bayern 2008
beim 30-jährigen Jubi-
läum feierlich bekräftigt.
Ich stehe uneinge-
schränkt zu dieser Paten-
schaft, wie ich Herrn v.
Gottberg bei unserem
Gespräch im August
2009 versichert habe.

Diese Patenschaft fin-
det vor allem ihren
Niederschlag im Ost-
preußischen Kulturzen-
trum Ellingen, das wir
weiter stärken wollen.
Ellingen ist das Aushän-
geschild ostpreußischer
Geschichte und Kultur
im Süden Deutschlands.

Wir stehen nunmehr 65 Jahre nach
Flucht und Vertreibung in der Zeitphase,
in der es das zu sichern und zu bewahren

gilt, was in unendlich mühevoller ehren-
amtlicher Arbeit und mit viel Einsatz und

Herzblut von den Ver-
triebenen geschaffen
wurde. Hier bedarf es
der engen Zusammenar-
beit von Staat und Ver-
triebenenverbänden. Es
bedarf aber auch der
Weitsicht der Lands-
mannschaften, die Wei-
chen für die Zukunft
richtig zu stellen. Mir
scheint, die Ostpreußen
tun das, was gerade auch
an der Zeitung sichtbar
wird, deren 60. Geburts-
tag wir feiern.

Ich wünsche der Preu-
ßischen Allgemeinen

Zeitung / Das Ostpreußenblatt weitere
gute Jahrzehnte. Meine besten Wünsche
begleiten Sie.
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»Die Macher dieser Zeitung gehen neue Wege«
Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU): Meine besten Wünsche für weitere gute Jahrzehnte – Patenschaft Bayerns bekräftigt

Etwa 200 geladene Gäste kamen
zusammen, um im Herzen Berlins
das 60-jährige Bestehen dieser
Zeitung zu feiern. Einmal mehr
wurden die ostpreußischen Wur-
zeln sichtbar, aus denen in den
zurückliegenden Jahren die breit
aufgestellte Preußische Allgemei-
ne Zeitung hervorgegangen ist.

In feierlicher, aber auch preu-
ßisch-nüchterner Stimmung hat
die Herausgeberin dieser Zeitung,
die Landsmannschaft Ostpreu-
ßen, das 60-jährige Bestehen der
aus dem Ostpreußenblatt hervor-
gegangenen Preußischen Allge-
meinen Zeitung gefeiert. Gäste
aus dem In- und Ausland disku-
tierten über die Geschichte und
Zukunft des Blattes, vor allem
aber über gesellschaftliche und
allgemeinpolitische Herausforde-
rungen der Bundesrepublik
Deutschland, die ja seit vielen
Jahren nicht weniger intensiv im
Fokus der Berichterstattung die-
ser Zeitung stehen als das „Ur-
Anliegen“ der Gerechtigkeit für
Ostpreußen.

Musikalisch umrahmt vom Cel-
listenduo David Drost und Rou-
ven Schirmer von den Berliner
Cellharmonikern wechselte der
Fokus mehrfach von übergrei-
fend-konservativen Anliegen mit
teilweise gesamteuropäischer
Größe zu ganz spezifisch Ost-
preußischem. Wie weit dabei der
übernationale Ansatz gediehen
ist, zeigte die Anwesenheit eines
Vertreters der russischen Bot-
schaft, aber auch das schriftliche
Grußwort des litauischen Bot-
schafters (vgl. Seite 10). Ein Gruß-
wort von Bayerns Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer verlas LO-

Schatzmeister Friedrich-Wilhelm
Böld in Vertretung von Ministeri-
aldirektor Paul Hansel. Hansel
war wie 60 weitere Gäste wegen
des Vulkanasche-bedingten Aus-
falls fast sämtlicher Flüge in
Deutschland verhindert. 

Zu denjenigen internationalen
Gästen, die trotz solcher Hinder-
nisse den Weg nach Berlin
geschafft hatten, gehörte Dr. Mas-
similiano Lacota, der Generalse-
kretär der Europäischen Union
der Flüchtlinge und Vertriebenen
(EUFV). In exzellentem Deutsch
würdigte der Rechtsanwalt den
besonderen Rang der Preußi-
schen Allgemeinen unter allen
Periodika mit Bezug zur Vertrie-
benenproble-
matik. Der Ent-
wicklungsvor-
gang Europas
seit dem Ende
des Kalten
Krieges sei
„ b i s l a n g
u nvo l l e n d e t
geblieben. Er
hat bisher
noch nicht die
erforderliche
Energie und
Sicherheit her-
vorgebracht ,
um seinen
Zyklus zu voll-
enden. Denn
es fehlt in die-
sem verzweig-
ten und trans-
versalen Sze-
nario der
Wiederherstel-
lung von Recht
und Legalität
in den Län-

dern, die sich entlang dem heute
imaginären und anachronisti-
schen Eisernen Vorhang anord-
nen, die vorbehaltlose, auch
moralische Anerkennung des
Unrechts und des
Raubs an Millio-
nen europäischer
Bürger – wie Fin-
nen, Estländer,
Letten, Litauer,
Polen, Ukrainer,
Deutsche, Italie-
ner, Ungarn und viele weitere
zwischen Ostsee, Kaukasus und
Mittelmeer.“ Auf das von ihnen
erlittene Unrecht sei „ein Schwei-
gen gefolgt, das heute noch
andauert und das wir nur als

unerträglich bezeichnen können“.
Doch Lacota machte den Zuhö-
rern Mut: „Glauben Sie mir, die
Gerechtigkeit siegt – Gott sei
Dank – immer. Über jeden Miss-

brauch von
Macht, über
jeden Versuch,
über andere
Gewalt auszu-
üben, und über
jedes Unrecht“,
schloss er seine

Ausführungen unter viel Applaus.
Für seine Forschungen zur ost-

preußischen Gütergeschichte
wurde der Historiker Dr. Wulf D.
Wagner der mit rund 7000 Euro
dotierte Gierschke-Dornburg-Preis

verliehen. Die Laudatio durch LO-
Vize Wolfgang Thüne und Wagners
Dankesworte dokumentieren wir
ausführlicher in der kommenden
Ausgabe dieser Zeitung.

Unter der Überschrift „60 Jahre
für Deutschland: Die Preußische
Allgemeine Zeitung – Rückblick
und Ausblick“, zeichnete der Spre-
cher der Landsmannschaft Ost-
preußen, Wilhelm v. Gottberg, den
nicht immer einfachen Weg vom
1950 gegründeten Ostpreußen-
blatt zur heutigen Preußischen
Allgemeinen Zeitung nach. Ent-
scheidend für das Überleben der
Zeitung, das sei schon in den 90er
Jahren klar geworden, war die
Erschließung neuer Lesergruppen,

denn: „Die
weltweite Ost-
preußenfamilie
war erschrek-
kend ge-
s c h r u m p f t . “
Eine der Maß-
nahmen dafür
war die Ände-
rung des Zei-
t u n g s t i t e l s ,
hinzu kamen
w e i t e r e
Modern i s i e -
rungen von der
Re d a k t i o n s -
technik über
die Themenpa-
lette bis zur
In te rnetprä -
senz. Dem
Dreiklang von
Freiheit, Recht
und Frieden
sei und bleibe
die Zeutung
„bindend ver-
pflichtet“.

Der Religionsphilosoph Harald
Seubert nahm diese „preußische“
Wertetrias in seinem Festvortrag
„Jenseits der Schweigespirale:
Publizistik und Freiheit in Vergan-
genheit und Gegenwart“ spontan
auf, denn sie korrespondiere mit
der Trias von Publizität, Sittlich-
keit und Wahrheit, die seinem
vielfach von Applaus unterbro-
chenen Vortrag zugrunde lag.

Temperamentvoll spannte Seu-
bert einen weiten Bogen von
Sokrates’ „Höhlengleichnis“ über
die Rechtsphilosophie Immanuel
Kants zu heutigen Problemen in
der res publica der Deutschen,
der wenig so sehr fehle wie eine
konsequent der Wahrheit und
Sittlichkeit verpflichtete politi-
sche Publizistik. Begeisterte Reak-
tionen zeigten, dass dieser
anspruchsvolle Vortrag zum
Glanzlicht der Feier wurde. 

Der guten Stimmung tat die
flugtechnisch bedingte Abwesen-
heit mehrerer prominenter Gäste
keinen Abbruch. In preußischer
Bescheidenheit hatten die Veran-
stalter es zudem vorgezogen, über
die Erfolge dieser Zeitung in der
letzten Zeit (noch) kaum zu spre-
chen. Auch die Macher des Blat-
tes nahmen sich weit zurück und
blieben in Berlin fast ebenso
unsichtbar wie die neuen Leser-
gruppen, die das Blatt schon seit
Jahren erobert hat: In Berlin feier-
te vor allem die traditionelle „Ost-
preußenfamilie“, auch wenn etwa
die Hälfte der PAZ-Abbonne-
ments erst seit 1993 begann. Die
Masse der neuen Leser findet
inzwischen im Internet zur Preu-
ßischen Allgemeinen Zeitung –
da bleibt genug Stoff für das näch-
ste Jubiläum. PAZ

Der Titel wurde geändert, die Zeitung
ist nunmehr auch am Kiosk zu haben –

all das zeigt Zukunftsorientierung

Vulkanasche hinderte
viele Ehrengäste
an der Teilnahme

WWiillhheellmm  vv..  GGoottttbbeerrgg::  FFrreeiihheeiittlliicchhee  EErrrruunnggeennsscchhaafftteenn  uunndd  nnaattiioonnaallee  IIddeennttiittäätt  iinn  EEiinnkkllaanngg  bbrriinnggeenn..

AAnn  ggeesscchhiicchhttssttrrääcchhttiiggeemm  uunndd  rreepprräässeennttaattiivveemm  OOrrtt  ggiinngg  eess  ddeennnnoocchh  dduurrcchhaauuss  eerrddvveerrbbuunnddeenn  uunndd  pprreeuußßiisscchh--bbeesscchheeiiddeenn  zzuu::  BBeeiimm  EEmmppffaanngg  iimm  HHootteell  HHiillttoonn  aamm  BBeerrlliinneerr  GGeennddaarrmmeennmmaarrkktt  ((MM..))  ssttäärrkktteenn
ssiicchh  ddiiee  GGeebbuurrttssttaaggssggäässttee  ddeerr  PPrreeuußßiisscchheenn  AAllllggeemmeeiinneenn bbeeiimm  EEmmppffaanngg  zzuumm  6600--jjäähhrriiggeenn  BBeesstteehheenn  ddiieesseerr  ZZeeiittuunngg  mmiitt  KKaarrttooffffeellssuuppppee  ((ll..)).. Bilder (4): Pawlik
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Voller uneingeschränktem Beistand
»Für einen Zusammenhalt der europäischen Flüchtlinge und Vertriebenen«

Nicht wegzudenken
»Ich wünsche eine wachsende Leserschaft«

Tragfähige Brücke
Grußwort des litauischen Botschafters

Dem Zeitgeist widerstanden
Dank und Glückwunsch – »Lassen Sie bitte nicht nach!«

Mit großem Respekt und
uneingeschränkter Be-
wunderung muss das

60-jährige Bestehen eines der
einflussreichsten und angese-
hendsten Presseorgane gefeiert
werden, das ein zuverlässiger
Orientierungspunkt nicht nur
für die Ostpreußen und für die
Tausende ist, die sich mit den
Aktivitäten der Vertriebenenor-
ganisationen identifizieren, son-
dern auch für jene zahlreichen
Leser, die eine aktuelle, präzise
und „saubere“ Information zu
den wichtigsten innen- und
außenpolitischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Themen
Deutschlands sowie zu den be-
deutendsten, die Landsmann-
schaft Ostpreußen betreffenden
Ereignissen und Thematiken
wünschen.

Dieser unverrückbare Meilen-
stein bezeugt die Fähigkeiten und
das Engagement einer Führungs-
klasse, die es verstanden hat, mit
der Preußischen Allgemeinen
Zeitung ein Instrument korrekter
und unabhängiger Information zu
schaffen, zu fördern und zu inter-
pretieren, das im nationalen Ni-
schenverlagswesen einen vorran-
gigen Platz errungen hat.

Die Europäische Union der
Flüchtlinge und Vertriebenen
(EUFV), die als erster europäi-
scher Schirm- und Schutzorga-

nismus gegründet wurde, um in
koordinierter und übernationaler
Form die Interessen von Millio-
nen Bürgern der Europäischen
Union zu wahren, die ihres Eigen-
tums, ihrer bürgerlichen Rechte
und der grundlegenden Freihei-
ten aller Menschen beraubt wur-
den, blickt mit Interesse auf die
vom offiziellen Organ der Lands-
mannschaft Ostpreußen erzielten,
inspirierenden Ergebnisse, weil
sie sich bewusst ist, dass eine un-

abhängige und korrekte Informa-
tion, die zu den Ereignissen, die
das Leben ganzer Familien und
Generationen nachhaltig be-
stimmt haben, sowie zu den ein-
schlägigen, für Regierungen und
Institutionen noch immer unbe-
quemen Vereinstätigkeiten Stel-
lung nimmt, eine unverzichtbare
Kraftquelle ist.

Es ist deshalb eine explizite
Pflicht der EUFV, dieser Zeitung
nicht nur uneingeschränkten Bei-
stand zu garantieren, sondern
auch mit allen Kräften die künfti-
gen Bemühungen zu unterstützen,
die nötig sein werden, um sie an-

gesichts der Aufgaben und der
Herausforderungen, mit denen
sich unsere Organisationen kon-
frontiert sehen werden, mit wach-
sender Entschlossenheit noch bes-
ser und noch stärker zu gestalten.

Der Schutz der Rechte und die
Verteidigung der Interessen der
europäischen Flüchtlinge und
Vertriebenen, der falschen Opfer
nationalistischer Bestrebungen
und ethnischer Säuberungen, die
bis vor kurzem für die blutigen

Auseinandersetzungen in weiten
Teilen des Kontinents verantwort-
lich waren, ist heute und in Zu-
kunft ein unumstößlicher Auftrag
für die EUFV, die sich in diesen
Monaten dafür einsetzt, dass die-
se Problematiken, die von der po-
litischen Agenda der Europäi-
schen Union bislang ausgeschlos-
sen waren, zu den Prioritäten ge-
hören, die von der EU-Regierung
in Brüssel behandelt werden
müssen.

Es ist unerträglich, dass in ei-
nem vereinten Europa nach der
Befreiung von den totalitären
Staatsmächten, die es im vergan-

genen Jahrhundert vergewaltigt
haben, die Entbehrungen und
Rechtsverletzungen, von denen
viele noch heute ungeachtet der
Prinzipien ja der Gründungsre-
geln der Europäischen Union
weiter bestehen, in einer anachro-
nistischen Scheinwelt anhalten-
der Gleichgültigkeit und mit-
schuldigen Schweigens aufrecht-
erhalten werden.

In diesem heiklen, aber not-
wendigen und demnach entschei-
denden Prozess der Wende muss
jeder Verband, jede Gruppierung,
jeder einzelne Vertriebene seinen
Beitrag leisten und der Beitrag ei-
ner angesehenen Zeitung, die
größte Bedeutung und Glaubwür-
digkeit besitzt, wird zweifelsohne
entscheidend sein.

Im Namen aller Mitglieder der
EUFV übersende ich daher die in-
nigsten Wünsche für ein weiter-
hin erfolgreiches Wirken im Geist
dieses außerordentlichen sozialen
Engagements an alle diejenigen,
die mit viel Aufopferungswillen
und Verantwortungsbewusstsein
die Aufgabe haben werden, die
Preußische Allgemeine Zeitung
zu neuen ehrgeizigen Zielen und
wohlverdienten Erfolgen zu füh-
ren.

Dr. Massimiliano Lacota,
Generalsekretär der
Europäische Union

der Flüchtlinge und Vertriebenen

Zum 60-jährigen Erscheinen
der PAZ grüße ich Heraus-
geber, Redaktion, Mitarbei-

ter und vor allem den treuen, der
Heimat verbundenen Leserkreis
recht herzlich und wünsche Ihrer
Zeitung weiterhin eine so stabile
Resonanz sowohl bei den Heimat-
vertriebenen als auch zunehmend
in breiteren Kreisen der jüngeren
bundesdeutschen Leserschaft.

60 Jahre aktive und bis heute
erfolgreiche Presse-
und Informationsar-
beit für die Menschen
sind ein beeindrucken-
der Erfolgsnachweis.
Am Anfang der vielge-
staltigen Presseland-
schaft der deutschen
Heimatvertriebenen
stand die Vertreibung
von über 14 Millionen
Menschen aus ihren
teilweise 800 Jahre al-
ten, deutschen Heimatgebieten.

Die meisten Vertriebenen – wie
etwa die Ostpreußen – stammen
nicht aus irgendwelchen Minder-
heitengebieten, sondern aus ge-
schlossem, deutsch besiedeltem
deutschen Staatsgebiet. Sie wur-
den aus Ostdeutschland nach
Mittel- und Westdeutschland ver-
trieben. Nach der Vertreibung ha-
ben sie als Mitglieder der Lands-
mannschaften und Heimatkreise
sowie als treue Leser und Abon-

nenten des Ostpreußenblattes der
Heimat die Treue gehalten und
zum Teil partnerschaftliche und
freundschaftliche Kontakte zu
den heutigen Bewohnern von
Ostpreußen geknüpft. Sie bauten
Beziehungen zu Menschen auf,
die zum Teil bereits in der dritten
Generation in Ostpreußen leben
und oft nichts über die vielhun-
dertjährige deutsche Geschichte
der Gebiete wissen.

Doch auch in der
Bundesrepublik sind
die geschichtlichen
Kenntnisse über Ost-
preußen, Pommern
oder Schlesien vielfach
erschreckend gering,
obwohl das Interesse
der Enkelgeneration oft
vorhanden ist. Deshalb
ist Beharrlichkeit auf
dem durch Begründer
des Ostpreußenblattes

eingeschlagenen Weg unabhängi-
gen Information und Aufklärung
auch in die nichtvertriebenen
Kreise von besonderer Bedeutung.
Bei dieser Aufgabe ist die PAZ seit
Jahren nicht wegzudenken.

Ich wünsche der Zeitung auch
für die Zukunft weiterhin erfolg-
reiche Arbeit und vor allem eine
wachsende Leserschaft.

Erika Steinbach, MdB,
Präsidentin des

Bundes der Vertriebenen

Der Bitte der Redaktion der
Preußischen Allgemeinen
Zeitung, ein Grußwort für

die Jubiläumsausgabe „60 Jahre
PAZ/OB“ zu richten, bin ich ger-
ne gefolgt. Allen Lesern der Zei-
tung übermittle ich bei dieser Ge-
legenheit meine besten
Grüße.

Die Ostpreußen sind
Zeitzeugen der schwie-
rigen Geschichte des 20.
Jahrhunderts. Der Ge-
schichte, die wir aufs
Neue entdecken und aus
verschiedenen Blick-
winkeln erforschen
wollen. Es ist gut, dass
Litauer und Deutsche
heute entspannt und vorurteils-
frei über die gemeinsame Vergan-
genheit und das gemeinsame kul-
turelle und historische Erbe spre-
chen können. Das zeugt von der

Reife unserer gegenwärtigen Be-
ziehungen und dem gegenseitigen
Völkerverständnis.

Nur durch eine aufrichtige und
offene Auseinandersetzung mit
unserer Vergangenheit können
wir uns mit neuen Seiten dieser

Zeitspanne vertraut ma-
chen und tragfähige
Brücken zwischen unse-
ren Völkern schlagen.

Der Preußischen All-
gemeinen Zeitung / Das
Ostpreußenblatt wün-
sche ich, dass sie
weiterhin ihren Beitrag
zur kulturellen Annähe-

rung der Völker und
Überwindung alter

Gegensätze leistet. Den Lesern
der Zeitung wünsche ich viele
interessante Diskussionen.

Mindaugas Butkus,
Botschafter der Republik Litauen

Gute Verbindung
Grußwort aus dem Ermland und Masuren

Das 60-jährige Jubiläum der
Preußischen Allgemeinen
Zeitung möchten wir zum

Anlass nehmen, Ihrem gesamten
Redaktionskollegium unsere
herzlichen Glückwünsche zu
übermitteln. Wir wünschen Ihnen
weiterhin viel Erfolg bei Ihrer Ar-
beit und danken für Ihr Engage-
ment, das dem
ehemaligen Ost-
preußen so zu-
träglich ist. Ihre
Zeitung bedeutet
für uns, die in ih-
rer alten Heimat geblieben sind,
eine außergewöhnliche Bindung
nicht nur zwischen unseren zer-
rissenen Familien, sondern auch
zwischen unseren Organisationen
und der Landsmannschaft Ost-
preußen sowie den Kreisgemein-
schaften.

Durch die Lektüre der Preußi-
schen Allgemeinen Zeitung, die
wir und einzelne Gesellschaften

der deutschen Minderheit im Ge-
biet des ehemaligen Ostpreußens
regelmäßig zugestellt bekommen,
fühlen wir uns Ihnen näher. Und
dank dieser Nähe und unserer sehr
guten Zusammenarbeit mit der
Landsmannschaft Ostpreußen wie
auch mit der lokalen Selbstverwal-
tung, den städtischen und Kreisbe-

hörden sowie den
Partnerstädten in
Deutschland ist es
uns möglich, das
Kulturerbe des
ehemaligen Ost-

preußen, unsere Tradition und
Muttersprache weiterhin zu pfle-
gen.

Wir wünschen der Preußischen
Allgemeinen Zeitung viel Erfolg
auch für die kommenden sechs
Jahrzehnte!

Henryk Hoch, Vorsitzender des
Verbandes der Deutschen

Gesellschaften in Ermland
und Masuren (VDGEM)

Lieber Herr v. Gottberg,
lieber Herr Badenheuer,
zum Eintritt in das siebte Jahrzehnt
der PAZ übermittle ich namens
der Landsmannschaft Schlesien
und ebenso aus meiner Verantwor-
tung für den „Grafschafter Boten“
herzliche Glückwünsche, verbun-
den mit einem heimatverbunde-
nen und aufrichtigen Dank für 60
Jahre engagierter und standhafter
Überzeugungsarbeit für den uns
geraubten deutschen Osten.

Wir Schlesier gratulieren zu
diesem bemerkenswerten Datum
der aus dem Ostpreu-
ßenblatt erwachsenen
und weit über den Be-
reich der deutschen
Heimatvertriebenen
hinaus anerkannten,
nunmehrigen „Wochen-
zeitung für Deutsch-
land“. Wir bitten Sie,
lassen Sie nicht nach
im Kampf um die histo-

rische Wahrheit, widerstehen Sie
weiterhin der Dominanz des Zeit-

geistes!
Sie haben uns an Ihrer

Seite. In herzlicher und
kameradschaftl icher
Verbundenheit,

Peter Großpietsch,
stv. Bundesvorsitzer
der der Landsmann-

schaft Schlesien
und Herausgeber

des „Grafschafter Boten“

Auch wenn ich an dem Fest-
akt zum 60. Geburtstag
des Ostpreußenblattes

nicht teilnehmen kann, so bin ich
im Geiste doch mit dabei und
wünsche dieser Veranstaltung
den verdienten harmonischen
und würdevollen Verlauf.

60 Jahre Ostpreußenblatt, das
heißt, 60 Jahre lang den Spagat zu
schaffen zwischen dem mit klarer
Sprache formulierten Anspruch
auf wahrhaftigen Umgang mit der
Geschichte und das daraus fol-
gende Recht auf die Heimat einer-

seits, anderer-
seits den
Grundsätzen
der Charta der
H e i m at ve r -
triebenen –
keine Rache,
keine Vergel-
tung, kein
neues Unrecht
als Antwort
auf vorange-
gangenes Un-

recht. Wer sechs Jahrzehnte lang
auf diesem schmalen Grat un-

beirrt seinen Weg gegangen ist,
verdient höchsten Respekt. So hat
diese Zeitung ihren Beitrag dazu
geleistet, die Landsmannschaften
der deutschen Heimatvertrtiebe-
nen zur größten und effektivsten
Friedensbewegung unseres Vater-
landes zu machen.

Dass ich das letzte dieser sechs
Jahrzehnte – als Chefredakteur
des Ostpreußenblattes, als „Grün-
dungschefredakteur“ der Preußi-
schen Allgemeinen Zeitung und
nunmehr als Autor im Unruhe-
stand – mitgestalten konnte, er-
füllt mich mit Stolz, Dank und Be-
friedigung.

Hans-Jürgen Mahlitz,
PAZ-Chefredakteur von

2000 bis 2006 und
Vorsitzender der Initiative

„Stimme der Mehrheit“ e.V.

HHaannss--JJ..  MMaahhlliittzz

Entscheidender Beitrag 
der PAZ für die Anerkennung der 

Rechte der Vertriebenen

Spagat
erfolgreich 
geglückt

Effektivste 
Friedensbewegung

MMaassssiimmiilliiaannoo  LLaaccaattoo::  DDiiee  PPAAZZ iisstt  uunnaabbhhäännggiigg..

EErriikkaa  SStteeiinnbbaacchh

PP..  GGrrooßßppiieettsscchh

MM..  BBuuttkkuuss

Eine Hilfe, um unsere
Tradition zu pflegen

Verehrter, lieber 
Herr v. Gottberg,
zum Jubiläum der Preußischen
Allgemeinen Zeitung / Ostpreu-
ßenblatt entbiete ich Ihnen per-
sönlich und namens der Bundes-
versammlung der Sudetendeut-
schen Landsmannschaft (SL) die
besten Glückwünsche.

Die PAZ ist wie ihre Vorgänge-
rin schon ein Flaggschiff unter
den Zeitungen der vertriebenen
Deutschen und ihrer Lands-
mannschaften. Sie ist darüber-
hinaus eine wohltuende Ausnah-
me unter den deutschen Zeitun-
gen und Zeitschriften überhaupt,
weil sie sehr vielen Deutschen
aus dem Herzen spricht und ei-
nen klaren Kurs hält. Sie ist ein
Hoffnungsträger unter den Publi-
kationen.

Dafür gebührt Ihnen, verehrter
Sprecher, Ihrer Landsmannschaft
und den Männern und Frauen,
die zu diesem Erfolg beigetragen
haben und beitragen, unser aller
aufrichtiger Dank.

Der Veranstaltung aus Anlass
dieses Jubiläums wünsche ich gu-
ten Verlauf und Erfolg. Ein herzli-
ches Glückauf für die Zukunft
und weiterhin klaren Kurs.

In Verbundenheit
Dr. Werner Nowak,

Präsident der 
Bundesversammlung der SL

Die PAZ als
wohltuende 
Ausnahme
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Die PAZ, das frühere Ost-
preußenblatt ist 60 Jahre
alt geworden. Am 5. April

1950 erschien die Nummer 1 des
Ostpreußenblattes, heute feiern
wir diesen runden Geburtstag.
Zahlreiche neue Zeitungen sind
nach dem Krieg auf dem Markt
erschienen. Sehr viele existieren
heute nicht mehr. Das Ostpreu-
ßenblatt hat sich weiterentwickelt
und ist die Preußische Allgemei-
ne Zeitung geworden.

Unsere Zeitung war von Anfang
an das wirtschaftliche Rückgrat
und das Medium, um als Lands-
mannschaft Ostpreußen (LO) zu
den politischen, sozialen und kul-
turellen Fragen der Zeit Stellung
zu nehmen. Es waren die Ost-
preußen, die durch ihr Abonne-
ment der Zeitung zur wirtschaft-
lichen Blüte verholfen haben.

Es war ein schwieriger Anfang
der Zeitung ab 1950. Ruth Geede
– von Anfang an dabei und auch
heute noch mit 94 Jahren unver-
zichtbares Mitglied der Redaktion
mit dem Schwerpunkt „Ostpreu-
ßische Familie“ – hat dies in der
Beilage „60 Jahre PAZ“, erschie-
nen am 3. April dieses Jahres,
anschaulich beschrieben.

So wie nach Friedrich dem
Großen zum Kriegserfolg auch
Fortune gehört, so hatte auch die
LO Glück mit ihren Redaktions-
leitern. Martin Kakies, der Name
weist ihn als Ostpreußen aus,
amtierte von 1950 bis 1959. Er
war schon vor dem Krieg Redak-
tionsleiter und ein großartiger
Schriftsteller. Ihm folgt Eitel
Kaper. Ein ernster Mann mit gro-
ßem Wissen. Mitte der 60er Jahre
des vorigen Jahrhunderts erreich-
te die Zeitung mit knapp 135 000
Abonnements den Höhepunkt
ihrer bezahlten Auflage.

1967 wurde mit Hugo Wellems
der dritte Redaktionsleiter mit der
Gesamtverantwortung für die Zei-
tung betraut. Wellems war rheini-
scher Preuße, seiner Persönlich-
keit und seiner Ausstrahlung nach
unbedingt Chef. Seine Verbindun-
gen zur politischen Klasse waren
exzellent. Er ordnete an, dass im
Zeitungskopf auf Seite 1 die Zeile
„Unabhängige Wochenzeitung für
Deutschland“ eingefügt wurde. So
ist es bis heute geblieben. Wellems
entwickelte sich zu einer allseits

anerkannten Autorität. Es gelang
ihm, Politiker der ersten Garnitur
aus dem konservativen Bereich als
Gastkommentatoren zu gewinnen.
Wellems gründete unter der Obhut
der Landsmannschaft Ostpreußen
und mit deren finanziellen
Ressourcen die Staats- und Wirt-
schaftspolitische Gesellschaft
(SWG) e.V., mit der er auch neue
Leser für die Zeitung gewann. Die
SWG existiert noch heute, wir sind
ihr freundschaftlich verbunden
und ich freue mich, heute ihren
Vorsitzenden, Professor Menno
Aden, bei uns begrüßen zu kön-
nen.

Mit dem Dienstantritt von Hugo
Wellems 1967 erfasste eine Phase
des Aufbruchs die Redaktion. Die
Zeitung wurde interessanter und
vielthemiger. Alle waren zufrie-
den. Die satten schwarzen Zahlen,
die die Zeitung schrieb, ließen
keine Kritik aufkommen. Das
blieb auch so, als sich Anfang der
70er Jahre ein deutlicher Abon-
nentenschwund einstellte. Nach
Abschluss der Brandschen Ost-
verträge verstärkte sich diese Ten-
denz, in den 80er Jahren sank die
Auflage auf unter 50 000.

Es kam das Wendejahr 1990.
Die bezahlte Auflage betrug um
die 32 000. Im Oktober 1990
wurde ich zum stellvertretenen
Sprecher der LO berufen. Mir
war klar: Ohne gravierende Inno-
vation hatte die Zeitung keine
Zukunft. Doch Hugo Wellems,
Jahrgang 1912, war leider
nicht mehr im Stande, die
erforderliche Erneuerung
durchzusetzen. In anderen
Redaktionsstuben waren
PC und Monitor längst
eingezogen. Allerdings
nicht in unserer. Die Red-
aktion der PAZ arbeitete
weiterhin mit der Schreib-
maschine.

Glücklicherweise ließ der
Druck zu handeln ein
wenig nach, denn die
bezahlte Auflage stieg ab
1991 deutlich. Am 1.
November 1992 wurde ich
Sprecher der LO und
bekam die Erstverantwor-
tung für die Zeitung über-
tragen. Zu Hugo Wellems
hatte ich ein gutes Verhält-
nis. Im Mai 1994 hatte ich

schließlich ein langes Vier-Augen-
Gespräch mit dem Chefredakteur.
Wir vereinbarten sein Ausscheiden
zum Jahresende. Mit einer Festver-
anstaltung zum 45. Geburtstag der
Zeitung im April 1995 sollte Wel-
lems ehrenvoll verabschiedet wer-
den. Er hielt allerdings nicht mit
seinem Wunsch zurück, in den Sie-
len sterben zu wollen. Im Herbst
1994 musste er längere Zeit das
Bett hüten. Anfang 1995 war er
nochmals in der Redaktion, um
seinen Schreibtisch leerzuräumen.
Er wurde damit
nicht fertig. Am
30. März 1995
habe ich ihn an
seinem Grabe für
sein Lebenswerk
„Das Ostpreußen-
blatt. Unabhängi-
ge Wochenzeitung für Deutsch-
land“ gewürdigt. Der Bundesvor-
stand hat ihm posthum die höchste
Auszeichnung, den Preußenschild,
verliehen.

Wellems Nachfolger Horst Stein
hat mit der Modernisierung der
gesamten Redaktionsarbeit begon-
nen. Dabei gab es viel zu tun.
Doch es ging voran. Aus der Re-
daktion kam die Forderung, nun
auch das Medium Internet zu nut-
zen, und so ging auch die PAZ in
den 90er Jahren online. Allerdings
erfüllten sich damit nicht alle
Erwartungen. Die bezahlte Aufla-
ge ging zurück. Mir wurde klar,
mittelfristig werden wir mit der

Zeitung nur überleben können,
wenn es gelingt, einen neuen
Leserkreis zu erschließen. Dazu
musste auch der Zeitungstitel ver-
ändert werden. Mit dem Namen
„Preußische Zeitung“ schlug ich
einen Arbeitstitel vor, von Frau
Geede kam der Vorschlag, als
neuen Namen Preußische Allge-
meine Zeitung festzulegen. So
geschah es, zunächst als Unterti-
tel zum bisherigen Namen Das
Ostpreußenblatt. Nach knapp
zwei Jahren wurden im Jahre

2003 Haupt- und
Untertitel gegen-
einander ausge-
tauscht.

Schon seit etwa
zehn Jahren
diskutierte der
Bundesvorstand

der LO, die Zeitung bundesweit
auch an den Kiosken anzubieten.
Bisher war die PAZ eine reine
Abonnentenzeitung. Seit Ende
Januar 2010 wird die PAZ nun
auch bundesweit im Zeitungshan-
del angeboten.

Wo steht die Preußische Allge-
meine Zeitung heute politisch?
Die Gründer der LO haben 1950
die Leitlinie für die Zeitung vor-
gegeben. Diese Leitlinie gilt noch
heute. Sie lautet: Aufrechterhal-
tung der Freiheit, Durchsetzung
des Rechtes, Erhaltung des Frie-
dens. Diesem Dreiklang – Freiheit,
Recht und Frieden – ist die Zei-
tung bindend verpflichtet.

Gegenüber 1950 haben sich
allerdings die Akzente verscho-
ben. Die Freiheit der Deutschen
wird heute nicht mehr von außen,
sondern von innen bedroht. Die
„politische Korrektheit“ legt fest,
was wir denken und sagen dürfen.
Der Artikel 5 des Grundgesetzes
gilt nicht mehr uneingeschränkt.
Unsere Zeitung aber wird nicht
schweigen, wenn in Schulbüchern
und Ausstellungen gefälschte
Deutsche Geschichte vermittelt
wird.

Die Durchsetzung des Rechtes:
Die PAZ wird immer wieder die
Erodierung des Rechtsstaates the-
matisieren. Hier ist auf einem ver-
hängnisvollen Weg schon weit
vorangeschritten worden. Die
Eigentumsgarantie von Artikel 14
Grundgesetz wurde beim Beitritt
der ehemaligen DDR zur Bundes-
republik mit Füßen getreten. Eine
Staatsregierung, die beim Ankauf
von gestohlenen Steuerdaten zum
Hehler wird, anderseits einen
abgewählten Bundeskanzler beim
Missbrauch von Parteispenden
unbehelligt lässt, fügt dem
Rechtsstaat schweren Schaden zu.

Erhaltung des Friedens: Die
schreckliche erste Hälfte des 20.
Jahrhunderts in Europa, aber
auch die Kriege in unseren Tagen
mahnen uns täglich. Daraus ergibt
sich: Wir wollen dem Frieden mit
aller Kraft dienen, dabei verfallen
wir jedoch nicht in einen illusio-
nären Pazifismus. Wir brauchen

die Bundeswehr, und wir
brauchen die Mitglied-
schaft in einem Verteidi-
gungsbündnis.

Eingedenk des Wortes
des verstorbenen französi-
schen Staatspräsidenten
Charles de Gaule: „… man
erkennt den Charakter
eines Volkes auch daran,
wie es nach einem verlore-
nen Krieg mit seinen Sol-
daten umgeht“, werden wir
den gefallenen und überle-
benden Soldaten der Wehr-
macht ein ehrendes
Andenken bewahren und
den Soldaten der Bundes-
wehr Respekt und Aner-
kennung nicht versagen.
Ihren Beitrag zur Erhaltung
des Friedens und der Frei-
heit in der Vergangenheit

und für die Zukunft kann man
nicht hoch genug einschätzen.

Freiheit, Recht und Frieden,
diese zutiefst christlichen Werte,
können nur dann gesichert wer-
den, wenn wir unserer Zivilisa-
tion die religiöse Dimension
erhalten. Geht diese verloren,
dann steht es schlimm um unsere
Zukunft.

Alexander Solschenizyn, dieser
großartige russische Literat, Lite-
ratur-Nobelpreis-Träger und ein
Freund der Deutschen formulierte
einst in Hinblick auf die russische
Tragödie im 20. Jahrhundert: „Die
Wurzeln allen Übels liegen im
Abfall von Gott.“ Ähnlich hat sich
auch der verstorbene Bundesprä-
sident Karl Carstens geäußert.
Deshalb gilt für die PAZ: Wir hal-
ten fest an der Frohen Botschaft
des Evangeliums.

Aufgabe einer verantwortungs-
bewussten Presse ist es auch,
überall in Europa freiheitliche
Errungenschaften und nationale
Identität in Einklang zu bringen.
Dazu ist es notwendig, dass in der
politischen Diskussion hartnäcki-
ge Vorurteile gegenüber dem Wort
„Nationalstaat“ überwunden wer-
den. Denn nicht der Nationalstaat
an sich, sondern seine durch Ide-
ologien herbeigeführten Verirrun-
gen sind gefährlich für Europa.

Die Entwicklungsgeschichte der
PAZ, aber auch ethische Gründe
gebieten es, die Gemeinsamkeiten
der deutschen Nation auch für die
Deutschen jenseits der heutigen
Ostgrenze der Bundesrepublik zu
bewahren und lebendig zu halten.

Der Geschichtsverfälschung
und der Geschichtslosigkeit wird
die PAZ entgegenwirken, wie sie
das auch bisher getan hat. Dabei
ist der Redaktion das Prinzip
„Wahrheit“ Leitlinie. Dies ist von
existentieller Bedeutung für die
Zeitung und für alle Deutschen,
da der Eindruck gewonnen wer-
den könnte, dass in weiten Teilen
der Republik die Lüge zum
System erkoren wurde.

Ich fasse für die Zukunftsdevise
der Zeitung zusammen: An
Bewährtem festhalten, für Erneu-
erungen nach kritischer Würdi-
gung offen sein, dem Ganzen ver-
pflichtet sein, Distanz zum Zeit-
geist halten, Preußische Tugenden
leben und somit Vorbild sein.

Der Dreiklang von Freiheit, Recht und Frieden
Die Preußische Allgemeine Zeitung wirkt der Geschichtslosigkeit entgegen – Aus der Festrede von Wilhelm v. Gottberg

Grundrecht auf Meinungsfreiheit unter Druck
Ein rigider »Mainstream«, gesetzliche und wirtschaftliche Grenzen, aber auch mangelnder Mut engen ein – Podiumsdiskussion

Eine Podiumsdiskussion,
moderiert vom früheren LO-
Geschäftsführer Rolf-Dieter

Carl, bildete den Abschluss der
Jubiläumsveranstaltung am vergan-
genen Sonnabend.

In seiner einleitenden Stellung-
nahme zitierte Carl den Grundge-
setzartikel 5 über die Meinungs-
freiheit und warf die Frage auf,
welche Einschränkungen hier
schon bestünden, aber auch, ob
der Umgang bestimmter Medien
mit der Privatsphäre von Politikern
immer von der Meinungsfreiheit
gedeckt sei. LO-Vize Wolfgang
Thüne warf ein, dass der Begriff
„Meinungsfreiheit“ doppelt ver-
standen werden könne: „Meine ich,
frei zu sein, oder habe ich das
Recht, meine Meinung zu sagen.“
Letzteres erfordere immer öfter
Mut, um gegen eine vermeintliche
Mehrheitsmeinung, die aber oft
nur die veröffentlichte Meinung
sei, zu sprechen.

Der Rechtsanwalt Michael Stei-
ner ergänzte, im „geschützten
Raum“ sei fast jeder zur „Individu-
alisierung“ seiner öffentlich geäu-
ßerten Positionen in der Lage. Im
öffentlichen Raum dagegen stün-

den vom „Mainstream“ deutlich
abweichende Meinungen, und
seien sie noch so klar begründet,
schnell unter dem Verdikt der
Dummheit oder zumindest der
gesellschaftspolitischen Missbilli-
gung. Professor Konrad Löw

erinnerte daran, dass das Bundes-
verfassungsgericht selbst den über-
ragenden Rang der Meinungsfrei-
heit als primärem Freiheitsrecht
eindringlich betont habe − sogar so
sehr, dass es gesetzliche Einschrän-
kungen der Meinungsfreiheit, wie
sie das Grundgesetz selbst punk-
tuell ermögliche, wieder unter den
Vorbehalt der Kontrolle des Verfas-
sungsgerichts gestellt habe. Den-
noch gebe es Einschränkungen,
etwa die Verschärfung des Paragra-
phen 130 („Volksverhetzung“), der
die Auschwitzlüge unter Strafe
stelle. Kritik daran komme aber
keineswegs nur „aus der ganz rech-

ten Ecke“, sondern beispielsweise
von US-amerikanischen Juristen
mit ganz anderem politischen
Standpunkt. Es sei aus seiner Sicht
eine plausible Position, die mit der
Neufassung dieses Paragraphen
unter Strafe gestellten Meinungen
gleichsam mit ihren Trägern „aus-
sterben“ zu lassen und als „unbe-
achtliche Mindermeinung“ nicht
weiter zu thematisieren.

Thüne zitierte einen anerkannt
brillanten US-amerikanischen
Journalisten, der wegen Ansich-
ten, die dem Main-
stream zuwiederliefen,
ab einem gewissen
Zeitpunkt konsequent
ignoriert wurde und
faktisch nicht mehr
publizieren konnte. Er
zog sich schließlich
aus seinem Beruf
zurück, mit einem
b e w e g e n d e n
Abschiedsbrief, in
dem er klagte: „Es gab
eine Zeit, wo die Feder
einflussreicher war als
das Schwert.“ Ihm
selbst, so Thüne, sei es
als jungem Meterolo-

gen im ZDF ähnlich ergangen, als
er auch noch nach Unterzeich-
nung der Brandtschen Ostverträge
in seinem Wetterbericht bei ent-
sprechendem Anlass immer wie-
der von „Schlesien“ und „Ostpreu-
ßen“ sprach: „Die Maulkörbe
waren Legion.“ Auch die „Frank-
furter Allgemeine Zeitung“ drucke
bestimmte Leserbriefe nicht mehr
und er frage sich, von wem sie da
beeinflusst werde.

Steiner verwies auf den grund-
legenden Unterschied, ob eine

Meinung keine Mehrheit finde
oder ob sie nicht geäußert werden
könne. Er habe als Kind und
Jugendlicher einen „gerechten
und zuhörenden Vater“ gehabt
und zuhause im Grunde jede
Meinung vertreten dürfen. Später
im Beruf und im öffentlichen
Leben habe er dann andere Erfah-
rungen machen müssen, aber
eher mit sozialer Kontrolle als mit
direkten Verboten. Sein Fazit:
„Noch darf man in Deutschland
fast alles sagen, aber in den

Medien kommt vieles nicht mehr
durch.“ Thüne verwies darauf,
dass in seinem Bereich der Mete-
orologie die Meinungsfreiheit
bereits mit anderen Mitteln
beschränkt würde. Von einer
Organisation wie Greenpeace,
kämen kaum verhüllte Drohun-
gen, gegen diejenigen, die die
Mehrheitsmeinung beim Thema
„Erderwärmung“ bezweifelten:
„Wir brauchen Klima-Outlaws.
Wir wissen, wer ihr seid und wo
ihr wohnt, ihr seid wenige, wir
sind viele.“

Konrad Löw erinnerte an den in
Berlin lebenden Historiker Ernst
Nolte, der wegen seiner Thesen
über die Beeinflussung Hitlers
durch Stalin kaum mehr auftreten
könne, ja sogar kaum noch zitiert
werde: „Man wird einsam, wenn
man seiner Überzeugung treu
bleibt.“ Steiner verwies darauf,
dass die Meinungsfreiheit nicht
nur von gesellschaftspolitischer
Seite unter Druck geraten könne.
Manche Chefredakteure würden
Mindermeinungen auch des-
wegen nicht bringen, weil sie
befürchteten, dass die Kunden sie
nicht lesen wollten. K. B.Wolfgang Thüne, Michael Steiner, Rolf-D. Carl und Konrad Löw (v.l.n.r.).

Die Verfasungsrichter
als Hüter eines

elementaren Rechtes
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Umjubelter Höhepunkt der Jubi-
läumsfeier der Preußischen All-
gemeinen Zeitung in Berlin war
der Vortrag von Harald Seubert,
der in Erlangen und Posen Reli-
gionsphilosophie lehrt. Wir doku-
mentieren die Rede in mehreren
Teilen.

Meine sehr verehrten Damen,
meine Herren, ich danke für die
ehrenvolle Einladung und möchte
der PAZ herzlichst gratulieren: ad
multos annos. Die Würdigung von
Herrn von Gottberg war von wirk-
lich preußischem Geist bestimmt:
Auch das Schwere, Belastende
wurde nicht verschwiegen. Und je-
ne Trias von Freiheit−Recht−
Frieden, die Ihre Zeitung trägt, ist
preußisches, damit alteuropäi-
sches Erbe und Maßstab für die
Zukunft gleichermaßen.

Zur Sache. Von der Schweigespi-
rale war wohl erstmals in Alexis
de Tocquevilles überaus luzider
Analyse der Demokratie als der
kommenden Regierungsform die
Rede. Er, Vertreter des Ancien Ré-
gime und nach 1789 Unterlegener
der Geschichte, wollte in dem
amerikanischen Experimentier-
feld studieren, auf welche Herr-
schafts- und Staatsform sich die
Welt zubewegen würde. Dabei dia-
gnostizierte de Tocqueville eine
innere Differenz innerhalb der De-
mokratie: die Spannung zwischen
Freiheit und Gleichheit. Im Zwei-
fel werde sich die Mehrheit einer
Bevölkerung in der Demokratie für
die Gleichheit entscheiden. Toc-
queville spricht von der „sanften
Despotie“. In diesem Horizont bil-
dete sich der neue Begriff der „öf-
fentlichen Meinung“ heraus. Die
jüngst verstorbene Elisabeth Noel-
le-Neumann hat dann virtuos ge-
zeigt, wie die Schweigespirale ein
Instrument politischer Macht und
sozialer Kontrolle ist, das die Ge-
waltenteilung unterläuft. Die Crux
ist dabei, dass eine Minderheit,
der es gelingt, ihre Meinungen
und Wertungen laut vernehmlich
und vor allem in Wiederholung
und auf verschiedenen Kanälen zu
äußern, Gegenauffassungen aber
zu diskreditieren, die strategische
Hoheit gewinnt. Die andere Seite
wird immer leiser werden. Man
wird sich seiner Sache schämen,
und hätte man selbst die Wahrheit
auf seiner Seite. Der Wirksamkeit
eines radikalen Nonkonformisten,
wenn es ihn denn geben sollte,
sind insofern enge Grenzen gezo-
gen. Er wird Gefahr laufen, für ver-
rückt erklärt zu werden. Der junge
Thoreau, der später aus der Zivili-
sation floh, hat in sein Tagebuch
eingetragen: „Es ist immer leicht
das Gesetz zu brechen, aber selbst
die Beduinen in der Wüste finden
es unmöglich, Widerstand zu lei-
sten gegen die öffentliche Mei-
nung.“ Die Kultur- und anthropo-
logische Revolution von 1968 hat
gerade durch diese Schweigespira-
le reüssiert. Der anderen Seite
bleibt dann der mehr oder minder
hilflose Protest, Leserbriefe, Anti-
chambrieren, und oftmals endet
ihr Protest vor den Türen und Tür-
hütern der neuen Exponenten der
Macht, in geradezu Kafkaesken
Verzerrungen. Es hilft dabei wenig,
wenn zwischen „öffentlicher“ und
„veröffentlichter“ Meinung unter-
schieden wird. Die letztere prägt
in jedem Fall die erstere. Eine
Stimme der Mehrheit, die dem
was der Medienmainstream bietet,
diametral entgegenläuft − und in
dieser Durchbrechung des Gängi-
gen spielt in Deutschland die
Preußische Allgemeine eine im-
mer wichtigere Rolle −, ist häufig
nur noch zu vernehmen, wenn
man unter sich ist. Öffentliche
Meinung konstituiert einen „Ka-
non“, zu dem man sich gleichsam
bekennen muss, wenn man sich
nicht isolieren will, wobei die Auf-

fassungen, die eingenommen wer-
den, zumindest ebenso bedeutsam
sind, wie das, was verschwiegen
wird. Entscheidend ist zuerst das
Agenda-Setting. Eine Seite be-
stimmt, worüber überhaupt gere-
det wird und in zweiter Linie: von
wem. Welche Fragen werden ge-
stellt, welche Personen erscheinen
dafür relevant? Die öffentliche
Meinung beschreibt Noelle-Neu-
mann in diesem Sinne als unsere
„soziale Haut“, und mit Rousseau
konstatiert sie, sie sei Feind des In-
dividuums, zugleich aber Schutz
der Gesellschaft. Von der Meinung
zum Wissen zu kommen, durch di-
alegesthai, durch Prüfung der Sa-
che und zugleich der Seelen, war
der Sokratische Anspruch, der
aufs engste mit dem Ethos und
Geist Europas verbunden ist.
Christlich findet er seine Erweite-
rung und Vertiefung: „Die Wahr-
heit (aletheia) wird euch frei ma-
chen“, ist die Verheißung Jesu
Christi. Die Unterscheidung von
Doxa und Aletheia, Meinung und
Wahrheit bleibt grundlegend. Wir
müssen gleichsam die Höhle der
Meinungen verlassen, in der wir
Tatsachen nur als Schattenrisse an
der Wand erkennen können, um
zur Wahrheit selbst vordringen zu
können. Und im Gegenzug kann
man mit Robert Spaemann sagen:
Dort, wo nicht mehr nach der
Wahrheit gefragt wird (einem Ab-
solutum!), bleibt als einzige Unter-
scheidung das, was man sagen
darf und was nicht. Zu der skiz-
zierten Situation scheint in drasti-
schem Gegensatz zu stehen, was
der große Philosoph Preußens Im-
manuel Kant meinte, wenn er den
Publizitäts-Grundsatz als eine der
wesentlichen Garantien eines ewi-
gen Friedens festhielt. Dies richte-
te sich gegen die Geheimdiploma-
tie ebenso wie gegen die Ein-
schachtung in eine Politik der Ka-
binette. Vor dem freien Gebrauch
der Vernunft sollten sich die
Grundsätze der Politik ausweisen.
Legitimierbarkeit sollte einzig aus
der Zustimmung der Vernunft fol-
gen. Mit dem Zeitalter der Aufklä-
rung, der Fülle der Wochen- und
Monatsschriften, der Salons- und
Diskussionsgesellschaften setzt
ein, was Jürgen Habermas die „di-
skursive Öffentlichkeit“ genannt
hat – im Unterschied zur der re-
präsentativen Öffentlichkeit der
barocken Welt. Letztere war eine
Art „höfische Öffentlichkeit“, die
mit der heutigen Verlagerung des
politischen Diskurses in die Talk-
shows teilweise zurückzukehren
scheint. Die Geschichte einer welt-
verändernden Publizität reicht in-
des weiter zurück: Es war die Pu-
blizistik, die die Lutherische Re-
formation überhaupt erst ermög-
licht und ihr diese singuläre
Durchschlagskraft gesichert hat.
Das Säkulum der Aufklärung hatte
aber eine Kehrseite, die auch rasch
erkannt wurde: Wo sich Publizität
von der Sittlichkeit löst, wo jene
Ligatur preisgegeben wird, die der
große Königsberger Philosoph ge-
kennzeichnet hatte, droht eine
unterschwellige Lenkung des
Blicks. Dann tritt gerade das ein,
was Platon in der ‚Politeia’ als Pa-
thologie der doxa vorzeichnet. Die
Schatten und die Gaukelbilder der
Schatten werden mit der wahren
Welt gleichgesetzt. Die Menschen
meinen sich selbst – und ihresglei-
chen – zu sehen, doch es sind nur
Schatten. Und nur mit Gewalt
könnte einer dazu gebracht wer-
den, die Höhle zu verlassen – und
sich ins Freie zu wenden. Kant hat-
te also aus sehr guten Gründen
Publizität mit dem Sittengesetz
verbunden; damit ist die Öffent-
lichkeit auf Wahrheit und Wahr-
haftigkeit verwiesen. Man kann
noch einen Schritt weiter gehen:
Die parrhesia: die christliche Frei-
mut, ist im Neuen Testament eng

mit dem Heiligen Geist verknüpft.
Zur freien Rede sind die Christen
„be-geistet“: ein christlicher Maß-
stab, der auch für die Demokratie
verpflichtend sein sollte. Die Zei-
tung, die wir heute feiern, hat um
diese Kultur der Freiheit besonde-
re Verdienste.

Die Rolle der Vertriebenen ist
auch dadurch für die deutsche Na-

tion von höchster Bedeutung, dass
sie das Gedächtnis wachgehalten
haben – in offener Rede. Dazu war
und ist die Preußische Allgemeine
Zeitung ein scharf geschliffenes
Instrument; zugleich Thesaurus
(Schatzhaus), in dem das Gewese-
ne bewahrt bleibt. Das Gedächtnis
an Landschaften, Orte und ihren
Geist. Ostpreußen als Sehnsuchts-
land: Dies reicht viel weiter als das
unmittelbare Schicksal von Flucht
und Vertreibung. Damit verbindet
sich aber das Gedächtnis an
Schmerz und Unrecht, an Manipu-
lationen der Geschichte, die nach
1945 vielen Millionen Menschen
widerfahren ist. Sie haben die
Wunde offengehalten und den
Schmerz am Schwären. Das
grundlegende Menschenrecht zu
trauern, das konstitutiv ist für Hu-

manität, haben Sie wachgehalten,
sowie es in der vielleicht vollkom-
mensten Tragödie der alten Welt,
Sophokles’ Welttragödie, Antigone
tut. Und Sie haben dies verbunden
mit dem wachen Blick nach vorne
und dem genuin preußischen
Geist der Toleranz. Das Antigone-
Gleichnis trägt noch weiter: Es war
Antigone, die auf dem natürlichen
sittlichen Recht bestanden hatte:
So haben auch die Preußen und
Ostpreußen auf Völkerrecht und
der sittlichen Grundlage von Staat
und Politik insistiert. Sie haben
sichtbar gemacht, wie auf Rechts-
bruch und Gewalt niemals die Ein-
heit Europas gegründet werden
kann, das vielmehr auf die Rechts-
normen des europäischen Kultur-
kreises fundiert sein muss. Und
dabei haben sie auf alle Revanche
konsequent verzichtet. Nur wo der
Schmerz empfunden wird, wo das
Böse ausgetragen wird und nicht

etwa verdeckt, kann Friede entste-
hen. Ist dies nicht gerade eine ent-
scheidende Lektion des christ-
lichen Glaubens? Sie, meine Da-
men und Herren, durchbrachen
durch Jahrzehnte den Deckmantel
eines Schweigens und Sie waren
doch, das muss man sehen, Sün-
denböcke für jenen Mainstream,
der sich immer schon auf der Sei-

te des Westens im moralisch höhe-
ren Gelände sehen wollte. Dass
aber das Selbstbestimmungsrecht
von Völkern, völkerrechtliche und
humane Grundeinsichten gerade
unter Ihnen fortlebten, dies hatte
Bedeutung für die Kultur Freiheit
unserer Republik, die wir heute
zum Teil wiedergewinnen müssen.
Man rührte, wenn man an das Un-
recht der Vertreibung rührte, an
das vielleicht letzte Tabu dieser
Gesellschaft, neben jenem des of-
fenen christlichen Bekenntnisses.
Das gibt Festigkeit, die aber nicht
zur Verhärtung führen darf. Auf
die Rolle der Vertriebenen, insbe-
sondere der Ostpreußen, passt das
Hölderlin-Wort: Mitleidend bleibe
das ewige Herz, doch fest. Da-
durch wird diese Mauer aus Kaut-
schuk, wie Armin Mohler die

Schweigespirale einmal genannt
hat, durchbrochen. Dass die Ver-
triebenen neben Hab und Gut, ne-
ben allem Geschehenen auch dar-
in auf sich zurückgeworfen waren,
dass man ihnen die Anerkenntnis
verwehrte, so wie es der junge Hi-
storiker Andreas Kossert jüngst
gezeigt hat („Kalte Heimat“) macht
ihr Organ, die Preußische Allge-
meine Zeitung, zu einer wichtigen
Stimme in der Medienwelt der
Bundesrepublik. Die Publizitäts-
freiheit bedarf immer der Verant-
wortung vor dem gesprochenen,
geschriebenen Wort. Man kann sie
nur empfinden, wenn man Ab-
stand gewinnt von dem immer be-
langloseren Rauschen von Mas-
senmedien, dem aber eine strikte,
fast eiserne Grenzlinie entspricht,
die das, was gesagt werden darf,
von dem trennt, was nicht gesagt
werden kann. Internetforen und
Blogs können dabei das gedruckte,

abwägend und präzise formulierte
Wort insbesondere der Wochen-
zeitungen nicht ersetzen. Es sei
denn, wir wollten zu einer Repu-
blik des Geschwätzes werden, die
dann auch keine freiheitliche
mehr wäre. Publizität ist ein we-
sentlicher Garant von Freiheit.
Freiheit aber bedarf der Sittlich-
keit.

Ein Topos nach 1945 war es,
dass die Deutschen „Land des Ge-
horsams“ seien und nichts von
Freiheit wüssten. Thomas Mann
machte diese Vorhaltung in seiner
Rede „Deutschland und die Deut-
schen“ im Mai 1945. Die ganze
deutsche Geschichte sollte in die-
ses Zwielicht gezogen werden –
und das nicht nur von den Sieger-
mächten, weitgehend machte man
sich selbst die Auffassung zu ei-
gen, die Deutschen hätten keine
den westlichen Nationen ver-
gleichbare Freiheitsgeschichte. In
dieser Sicht wurde dann die „We-
sternization“ unseres Landes zur
einzigen Quelle seiner Identität –
barer Unsinn, wie sich nachweisen
lässt. Im 18. bis in die Mitte des 19.
Jahrhunderts hatte man es anders
gesehen: Das Alte Reich war eng
verknüpft mit den „Deutschen
Freiheiten“ und Montesquieu, der
große Lehrer der Gewaltenteilung,
sprach gar davon, die Freiheit sei
aus den Wäldern Germaniens ge-
kommen; allenfalls Polen wurde
eine ähnliche Freiheitsgeschichte
zugetraut. Diese Freiheit bedeutete
im Alten Reich: gelindes Regiment
– imperium limitatum, in klarer
Abgrenzung gegenüber der süd-
lichen oder auch westlichen
Staatsräson. Es war freilich eine
staatsimmanente, christlich ge-
bundene Freiheit, mit stark korpo-
rativen Elementen.

Realer als die Abwertung deut-
scher Freiheit ist die Vorstellung,
die Deutschen hätten die Freiheit
nur als innere Freiheit gekannt,
wohingegen die westlichen Natio-
nen ihr äußerlich Manifestation
gaben. Doch auch dies hält nähe-
rer Prüfung nicht stand. Der deut-
sche und preußische Freiheitsge-
danke ist mehr als nur geträumt.
Kant, Fichte, der deutsche Idea-
lismus, aber auch die bewegende
Freiheitsthematik in Schillers Dra-
men, war dies nicht das Komple-
mentärstück zu der Tricolore-Li-
berté – und haben wir nicht einen
guten Grund, darin sogar eine Rei-
fe und Reflexionskraft zu erken-
nen? das Desiderat der ‚Ordnung
der Freiheit’, das sich die Revolu-
tion nicht geben konnte? Die deut-
schen Denker haben, anders als
die Französisichen Akteure, im-
mer gesehen, wo die Freiheit sich
selbst zu zerstören droht. Einen
unmittelbaren Weg von den Teut-
schen Libertäten des alten Reiches
zu einer demokratischen Verfas-
sung wie in Amerika, in der
Schweiz oder auch in den Nieder-
landen hat es indes nicht gegeben.
Die Wege der deutschen Freiheits-
geschichte von den Teutschen Li-
bertäten her sind labyrinthisch,
wie Hans Maier schrieb. Preußen
aber ist anders! Denn im Zeichen
der preußischen Staatsidee ent-
wickelt sich ein Freiheitsbegriff,
der Freiheit gleichsam als Recht
auf Rechtsstaatlichkeit, auf die re-
publikanische Verfassung selbst
begreift. Im deutschen Verständnis
ist Freiheit damit klassisch sittlich
konturiert. Sie ist nicht nur negati-
ve Freiheit: Das, worüber die Ge-
setze schweigen. Freiheit ist im
Sinne des Rechtsprinzips der Kan-
tischen Philosophie definiert und
begriffen als: „Unabhängigkeit von
eines anderen nötigender Willkür,
sofern sie mit jedes anderen Frei-
heit nach einem allgemeinen Ge-
setz zusammenbestehen kann“.
Freiheit sei, so zeigt Kant weiter,
„das einzige ursprüngliche, jedem
Menschen kraft seiner Menschheit

zustehende Recht“. Gleichheit be-
steht also zunächst normativ, als
gleicher Zugang zu dieser Freiheit.
Dies ist, im Kantischen Sinne, der
Versuch, den möglichen, ja wahr-
scheinlichen Konflikt zwischen
Freiheit und Gleichheit aufzulö-
sen. Nicht nur der Not- und Ver-
standesstaat, sondern der sittliche
Staat der Freiheit wird in der klas-
sischen deutschen Philosophie,
zwischen Kant und Hegel, ge-
dacht. Und Kant führte in diesem
Geist weiter aus: „Eine Verfassung
von der größten menschlichen
Freiheit nach Gesetzen, welche
machen, dass jedes Freiheit mit
der andern ihrer zusammen beste-
hen kann ... ist doch wenigstens ei-
ne notwendige Idee, die man nicht
bloß im ersten Entwurfe einer
Staatsverfassung, sondern auch
bei allen Gesetzen zum Grunde le-
gen muss, und wobei man anfäng-
lich von den gegenwärtigen Hin-
dernissen abstrahieren muss“ .
Diese Hindernisse lägen in der
menschlichen Natur. Gerade Kant
wusste mit dem Prediger Salomo:
„Des Menschen Herz ist böse von
Jugend auf.“ Dieser Freiheitsbegriff
bleibt exemplarisch für die Idee
der gewaltenteiligen Republik, des
Rechtsstaates. Er konnte so wohl
nur vor der preußischen Staats-
und Verfassungswirklichkeit ge-
dacht werden. Er gründet sich
aber auf eine Verpflichtung des
Bürgers. Gerade in diesem Sinn
muss man mit dem großen Staats-
rechtler Erich Kaufmann festhal-
ten: „Es gibt kein Zurück hinter
Kant.“ Der Verpflichtungscharak-
ter war in der Weimarer Verfas-
sung noch explizit enthalten: „Je-
der Deutsche hat unbeschadet sei-
ner persönlichen Freiheit die sittli-
che Pflicht, seine geistigen und
körperlichen Kräfte so zu betäti-
gen, wie es das Wohl der Gesamt-
heit erfordert“. In der Bundesre-
publik Deutschland manifestiert
sich dies eher in der permanenten
Rechtssprechung des Bundesver-
fassungsgerichts. Letzter Gegen-
satz zu diesem Grundsatz jeden-
falls wäre das, was Konrad Lorenz
die „Verhausschweinung des Men-
schen“ nannte.

Die skizzierte preußische Be-
stimmung von Recht als objektive
Freiheit ist also keineswegs ein ab-
strakt idealistischer Höhenflug.
Sie hat eine realgeschichtliche
Verankerung und sie sollte Ver-
pflichtungscharakter für die
Gegenwart haben. Im späten 18.
Jahrhundert wurden in Preußen
die freiheitlich emanzipatorischen
Tendenzen des westlichen Natur-
rechts aufgenommen. Politische
und bürgerliche Freiheit wurden
dabei unterschieden. Die deutsche
Entwicklung hat auch damit zu
tun, dass bis ins 19. Jahrhundert
hinein eine untyrannische, sich ih-
rer Pflichten bewusste Obrigkeit
regierte. Nicht zuletzt deshalb
konnten die Denker von der ande-
ren Seite des Rheins auch die
Krankheit der Französischen Re-
volution klar sehen. Hegel diagno-
stizierte die Furie des Verschwin-
dens, angesichts derer eine Hin-
richtung nicht mehr sei als das
Abschlagen eines Kohlhauptes.
Die bürgerliche Gesellschaft, mit
ihrem System der Bedürfnisse: der
Entfremdung des Menschen als
Produzenten und Konsumenten,
bedarf eines Haltes von Sittlich-
keit. Nach Hegel kann er nur
durch die Familie überhaupt dem
menschlichen Leben vermittelt
werden. Sich anerkennen als sich
gegenseitig Anerkennende, dies ist
entscheidend. Der Einzelne muss
in geformten, konkreten Freiheiten
der Gesellschaft entgegentreten
können. Hier nennt Hegel die Kor-
porationen. Freiheit bedarf der
Rechtssicherung, der sittlichen
Fundierung und damit der Institu-
tionen. Fortsetzung folgt.

Jenseits der Schweigespirale
Publizistik und Freiheit in Vergangenheit und Gegenwart – Der Festvortrag von Professor Harald Seubert (Teil I)

HHaarraalldd  SSeeuubbeerrtt::  RReecchhtt  iisstt  oobbjjeekkttiivvee  FFrreeiihheeiitt.. Bild: Pawlik

Wir müssen mit Sokrates die »Höhle 
der Meinungen« verlassen, um zur Wahrheit

selbst durchdringen zu können
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Kreiskette
Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in 
der oberen Figurenhälfte eine Bezeichnung für einen unverheirateten Mann.

1 Sohn; jüngerer Teilhaber, 2 belanglos, wenig, 3 enge Holztreppe, 4 Ruhe 
Schweigen, 5 altrömische Klageschrift

Diagonalrätsel
Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Maler-
utensilien.

1 ungezwungen; nachlässig 
2 kristallisches Mineral 
3 langer Stock, Stab 
4 protestantischer Geistlicher 
5 rau und fast tonlos (Stimme) 
6 Erquickung

So ist’s
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische
Zahlenrätsel: Füllen Sie
die Felder so aus, dass
jede waagerechte Zeile,
jede senk rechte Spalte
und jedes Quadrat aus
3 mal 3 Kästchen die
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur
eine richtige Lösung!

6 2 7
5 2 3 4

4 9 2
1 3 7 9 4

2 1 5 3 9
5 6 1

6 4 8 7
7 1 2

369421758
852367914
471958263
136789542
594632187
728145639
245876391
613294875
987513426

Diagonalrätsel: 1. salopp, 2. Apatit,  
3.Stange,4.Pastor,5.heiser,6.Labsal–
Spatel,Pinsel

Kreiskette:1.Junior,2.gering,3.Stiege,
4.Stille,5.Libell–Junggeselle

Sudoku:

PAZ10_17

Wulf Dietrich Wagner
wurde am 10. Mai 1969
in Mannheim geboren.

Er wuchs in Oedingen auf und
besuchte das Gymnasium in
Bonn-Bad Godesberg. Bereits als
Schüler begann er mit seinen For-
schungen zu pommerschen und
ostpreußischen Bauernhöfen und
Gutshäusern und veröffentliche
erste Ergebnisse in den Periodika
der ostdeutschen Kreisgemein-
schaften. Nach dem Abitur und
der Bundeswehr nahm er 1989
sein Architekturstudium an der
Technischen Hochschule in
Karlsruhe auf, das er 1996 mit
einer selbstgewählten Diplom-
arbeit zum Wiederaufbau der
Dominsel in Königsberg erfolg-
reich abschloss. 1995 erfolgte
sein Umzug nach Berlin. Eine
Anstellung als Architekt in ei-
nem großen Ingenieurbüro gab
er nach kurzer Zeit wieder auf,
um sich fortan ausschließlich
seinen grundlegenden For-
schungen zur ostpreußischen
Gütergeschichte widmen zu
können. Dies geschah und ge-
schieht unter Zurückstellung
eigener wirtschaftlicher Inter-
essen. In der Wochenzeitung
Das Ostpreußenblatt und in
den Heimatbriefen der ostpreu-
ßischen Kreisgemeinschaften
veröffentlichte Wagner Aufrufe,
in denen er die Bewohner der
Güter – vom adeligen Ritterguts-
besitzer bis hin zu den Instleuten
– aufrief, ihm Informationen über
das alltägliche Leben auf den Gü-
tern und insbesondere über die
Inneneinrichtungen der Häuser
zu übermitteln. Auf dieser Grund-
lage fertigte er maßstabsgetreue
Rekonstruktionszeichnungen an,
die mit ihren detaillierten Hinwei-
sen zur Inneneinrichtung und

zum Haushalt ein getreues und in
dieser Form vollkommen neues
Bild der hohen Wohnkultur in
den ostpreußischen Gutshäusern
vermittelte. Aus Anlass des Preu-
ßenjahres 2001 konnte er erst-
mals einem größeren Publikum
mit der Ausstellung „Stationen ei-
ner Krönungsreise – Schlösser
und Gutshäuser in Ostpreußen“
und dem gleichnamigen gedruk-
kten Katalog die Ergebnisse sei-

ner Forschungen vorstellen. 2005
erschien sein im Auftrag der
Kreisgemeinschaft Heiligenbeil
angefertigtes über 500 Seiten star-
kes Buch „Die Güter des Kreises
Heiligenbeil“ und 2008 und 2009
seine zweibändige Publikation
„Kultur im ländlichen Ostpreu-
ßen. Menschen, Geschichte und
Güter im Kreis Gerdauen“. Es gibt
wohl keine Region im deutsch-
sprachigen Raum, deren Güterge-
schichte so umfassend und exem-
plarisch erforscht ist wie die ost-
preußische. Zusätzlich widmete
er sich im Rahmen seiner Promo-
tion der Erforschung des Königs-

berger Stadtschlosses. Eine er-
weiterte Fassung der Dissertation
ist 2008 als Buch erschienen. Der
1. Band, herausgegeben von der
Stadtgemeinschaft Königsberg
und der Stiftung Königsberg im
Stifterverband für die deutsche
Wissenschaft, behandelt die Zeit
von 1255 bis 1740, also von der
Gründung bis zum Regierungsen-
de Friedrich Wilhelms I. An die-
sem umfangreichen Werk, dessen
zweiter Band kurz vor der
Drucklegung steht, ist zweierlei
bemerkenswert. Zum einem ist
es hervorzuheben, dass es Wag-
ner erreicht hat, von einem Ge-
bäude, von dem seit über 40
Jahren oberhalb der Erdober-
fläche so gut wie nichts mehr
zu sehen ist, ein lebendiges
Bild zu vermitteln, indem er die
umfangreiche Aktenüberliefe-
rung im Geheimen Preußi-
schen Staatsarchiv in Berlin
und den Planbestand der Stif-
tung Preußische Schlösser und
Gärten ausgewertet hat. Zum
anderen hat er nicht nur eine
architekturgeschichtliche Dar-
stellung verfasst, sondern den
architektonischen Werdegang
des Gebäudes mit den Ereignis-
sen der ostpreußischen Ge-
schichte verbunden. Dies ist
ihm überzeugend gelungen,
weil er stets nach der Funktion
der von ihm behandelten Bau-

teile und Räumlichkeiten gefragt
hat. Entstanden ist ein Werk, das
für die Baugeschichte Ostpreu-
ßens einen großen Fortschritt dar-
stellt und für die politische Ge-
schichte, für die Verwaltung von
Hof und Land wie für das kultu-
relle Leben neue Erkenntnisse er-
zielt hat.

Die „Dr. Herbert und Marga
Gierschke-Stiftung“ verleiht
Herrn Dr. Wulf D. Wagner in An-
erkennung seiner herausragenden
Verdienste zur Erforschung der
ostpreußische Baugeschichte den
Gierschke-Dornburg-Preis 2010.

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde meiner Arbeit,

ich danke der Gierschke-Dorn-
burg-Stiftung und persönlich dem
Ehepaar Gierschke sehr herzlich
für die Verleihung dieses Kultur-
preises.
Wenn man sich über zehn Jahre

mit dem weiten Thema der ost-
preußischen Baukultur befasst,
und dies auf freiberuflicher Basis,
so kommt ein solcher Preis einem
Segen gleich. Er hilft für Monate,
Monate die ganz der weiteren
Forschung gewidmet sein werden
– und so ist dieser Preis vor allem
eine Verpflichtung.

Große Arbeiten stehen noch aus
und ich hoffe, dass sie mir in den
nächsten Jahren möglich gemacht
werden:
Erstens: eine große kreisüber-

greifende Gütergeschichte Ost-
preußens im Lexikon-Stil mit min-
destens 1000 Häusern,
Zweitens: eine Erfassung der

Güter des hochinteressanten Krei-
ses Samland bei Königsberg und
beispielhaft eines Kreises in Ma-
suren und eines im so genannten
„litthauischen“ Osten der Provinz,
die alle drei eine andere Güter-
struktur hatten als die bisher bear-
beiteten Kreise Heiligenbeil und
Gerdauen,

Drittens: eine umfassende
Sammlung der Baugeschichte der
Stadt Königsberg.

Das Material im Archiv ist un-
ermesslich, das Wissen im Privat-
besitz noch lange nicht ausge-
schöpft. Die Verleihung des
Gierschke-Dornburg-Preises
weckt in mir die Hoffnung, dass
ich zusammen mit den Ostpreu-
ßen und den Freunden dieses
kulturgeschichtlich bedeutenden
Landes auch diese Werke noch
meistern werde.

Damit nochmals meinen herz-
lichsten Dank!

Mehr als Baugeschichte
Laudatio zur Verleihung des Gierschke-Dornburg-Preises

»Preis ist ein Segen«
Geld fließt in weitere Forschung – Der Dank von Wulf Wagner

Die Dr. Herbert und Marga
Gierschke-Stiftung wurde

1999 von Oberst a.D. Dr. Herbert
Gierschke und seiner Ehefrau Mar-
ga ins Leben gerufen.
Zweck der Stiftung ist die Förde-

rung von Wissenschaft und For-
schung durch die Verleihung eines
Geldpreises für wissenschaftliche
Arbeiten. Der Gierschke-Dorn-
burg-Preis wird in aller Regel im
dreijährlichen Rhythmus zum Rah-
menthema „Die deutsche Sied-
lungs-, Wirtschafts- und Kulturge-
schichte in Europa ostwärts der all-
gemeinen Linie Kiel−Elbe−Saale−
Böhmerwald−Triest in der Zeit-
spanne vom deutschen König
Heinrich I. (919−936) bis zu den
Verträgen von Versailles und St.
Germain im Jahre 1919 und deren
nationale und gesamteuropäische
Bedeutung“ verliehen. Die Stiftung
möchte dazu beitragen, dass die
gewaltigen 1000-jährigen Leistun-
gen und Leiden der Deutschen im
Osten Europas in der Geschichts-
wissenschaft nicht vergessen wer-

den und aus dem historischen Zu-
sammenwirken der Staaten und
Völker in Osteuropa immer wie-
der Lehren für die Zukunft gezo-
gen werden. Getreu den Worten
Gottfried Kellers: „Achte jedes
Mannes Vaterland, aber das deine
liebe!“ Der Name des Preises be-
zieht sich auf die Dornburg. Die
Stadt Dornburg a.d. Saale mit ih-
ren drei Schlössern, darunter ei-
ne alte Kaiserpfalz, war bereits im
10. Jahrhundert Austragungsort
mehrerer Reichstage unter
Otto I. Goethe hat sich dort
gern aufgehalten. Im 19.
Jahrhundert war der leibli-
che Urgroßvater des Stifters
mütterlicherseits, Peter Au-
gust Vogt, in Dornburg
Landkammerrat und Domä-
nenpächter. Auf Wunsch des
Stifterehepaares verfügt die
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen seit 2004 über das Vor-
schlagsrecht für die Aus-
zeichnung und stellt den
Stiftungsvorstand.

Die Stiftung ist unter anderem
auch in Erinnerung an einen engen
ostpreußischen Verwandten er-
richtet worden, der Großbauer m
Kreis Goldap war und nach der
Flucht den Gierschkes beim Auf-
bau ihres landwirtschaftlichen Be-
triebes in Thüringen sehr geholfen
hat. Das Stifterehepaar unterstützt
die gemeinnützige Arbeit der LO
wie auch der Stiftung „Zukunft für
Ostpreußen“ seit Jahren durch
großzügige Zuwendungen. S.H.

Gegen das Vergessen
Gierschke-Stiftung: 1000 Jahre Leistung und Leiden der Deutschen
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Der Abdruck des Festvortrags von Prof.

Harald Seubert auf der Jubiläumsfeier

»60 Jahre PAZ« wird in einer der 

kommenden Ausgaben fortgesetzt.
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